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Bonn, Mittwoch 7. Februar 1962 

Sprecher: Adenauer, Altmeier, Barzel, Dufliues, Etzel, Fricke, Gradl, von Hassel, Johnen, Kraske, 
Krone, Krüger, Lücke, [von Merkatz], Meyers, Noltenius, Schmücker, Süsterhenn, Frau Weber, 
Witten, Wuermeling, Zimmer. 

Bericht über die Sitzung des Engeren Vorstandes. Aussprache über die vom Bundesgeschäflsflihrer 
vorgelegte Wahlanalyse. Behandlung der Zeitschrift „Stern". 

Beginn: 12.00 Uhr Ende: 15.00 Uhr 

Adenauer: Meine Damen und Herren! Ich nehme an, wir sind jetzt unter uns. (Das 
Fernsehen hatte einige Aufnahmen gemacht.) Ich bin immer glücklich, wenn wir im 
Bundesvorstand noch mit dem Fernsehen zu tun haben. (Heiterkeit.) Deswegen habe 
ich auch zugestimmt, daß hier eine Aufnahme gemacht wurde. 

Aber nun muß ich um Entschuldigung bitten, daß wir sie so lange haben warten 
lassen. Die Verhandlungen im Engeren Vorstand waren gut, gesprächig und ergiebig. 
Sie werden nachher das Resultat darüber hören. Ich hoffe, daß Sie damit einverstanden 
sein werden. Ich schlage vor, wir fangen gleich an und sehen, wie der Hase läuft. 
Wenn er gut läuft, machen wir keine Pause, sondern beraten fertig und nehmen nach 
Schluß der Sitzung zur Stärkung etwas zu uns. Wenn es länger dauern sollte, machen 
wir eine Pause. Sind Sie damit einverstanden? (Zustimmung.) Daß die Sitzung[en] 
des Engeren Vorstandes und des Gesamtvorstandes auf einen Tag gelegt worden sind, 
ließ sich leider nicht vermeiden. Das hing zum Teil damit zusammen, daß ich an 
Grippe erkrankt war. Ich habe eben Herrn Johnen gefragt, weshalb er so heiser sei. 
Er sagte, er sei an Grippe erkrankt. - Nun, er hat das Recht, grippekrank zu werden. 
Ich soll dieses Recht nicht haben laut SPD! (Heiterkeit.) Meine Damen und Herren! 
Ich bitte um Entschuldigung, daß das Ganze etwas verschoben worden ist. Nun bin ich 
in der Lage, Ihnen in meiner Übersicht noch einige neue Fakten zu sagen. Zum Teil 
werde ich natürlich das wiederholen müssen, was ich im Engeren Vorstand ausgeführt 
habe. Ich bitte also die Mitglieder des Engeren Vorstandes um Entschuldigung, wenn 
sie manches jetzt zum zweiten Male hören. 

BERICHT üBER DIE SITZUNG DES ENGEREN VORSTANDES 

Die außenpolitische Situation ist ungewöhnlich schwierig. Die Verhandlungen, 
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die Thompson1 über Berlin geführt hat, haben nicht das geringste positive Ergebnis 
gehabt, auch nicht, wie es scheint, nach der Auffassung der Amerikaner, die ja 
gewünscht hatten, daß diese Verhandlungen geführt wurden. Ich sage ausdrücklich: 
Verhandlungen; denn es waren Verhandlungen. Es waren nicht nur Erkundigungen. 
Nun kommt als Neues hinzu nach den heutigen Morgenmeldungen, daß jetzt eine 
Differenz entstanden ist zwischen den Vereinigten Staaten und Großbritannien. Die 
Vereinigten Staaten sind der Auffassung, daß jetzt die Russen am Zuge sind und 
daß die Verhandlungen zwischen Thompson und Gromyko ergebnislos gewesen 
seien. Großbritannien scheint anderer Ansicht zu sein und meint wohl nach den 
heutigen Meldungen, daß eine Fortsetzung der Verhandlungen wünschenswert sei. 
Nach Mitteilungen, die eben während der Sitzung des Engeren Vorstandes eingetroffen 
sind, scheinen die Angaben, die darüber heute früh gekommen sind, richtig zu sein. 

Ich darf Ihnen die Meldungen von heute vormittag vorlesen. Es handelt sich 
um das französische Radio. Sie wissen, daß Herr de Gaulle von Anfang an ge- 
gen die Verhandlungen war, wie sie von Thompson geführt worden sind. Radio 
France betont in einem Kommentar2, die letzten 24 Stunden ließen das Bestehen 
gewisser Meinungsverschiedenheiten zwischen London und Washington über die 
Moskau gegenüber einzunehmende Haltung offenbar werden. Die amerikanische 
Regierung scheint entschlossen zu sein, nicht die Initiative zu einer neuen Begegnung 
Thompson/Gromyko zu ergreifen. London dagegen beharrt weiter auf dem bisherigen 
Verfahrensweg und ist der Auffassung, daß man ihn, wie auch auf den Bermudas 
beschlossen3, weiterschreiten muß. 

Ich stelle das an die Spitze meiner Ausführungen. Es scheint richtig zu sein, was 
hier gesagt worden ist - wie die neuesten Nachrichten ergeben haben -, daß dasjenige, 
was allein den Russen imponiert - nämlich die Einigkeit des Westens -, jetzt völlig 
in die Brüche geht. Zunächst hat sich Frankreich distanziert, sogar soweit distanziert, 
daß der französische Botschafter in Washington überhaupt nur noch als Beobachter an 
den Verhandlungen teilgenommen hat. Das ist aber Gott sei Dank geändert worden. 
Aber Frankreich hält fest daran - Sie werden das auch aus der Rede de Gaulles 
entnommen haben - und stellt fest, daß seine Ansicht über die Verhandlungen wegen 
Berlin mit den Russen richtig gewesen sei, daß also die Verhandlungen falsch gewesen 
seien. 

1 Llewellyn E.Thompson (1904-1972), 1955-1957 amerikanischer Botschafter in Wien, 
1957-1962 und 1967-1969 in Moskau. - Nach ersten Kontakten im Herbst 1961 Aufnahme 
von Sondierungsgesprächen über die Berlin-Frage am 2. Januar 1962 (AdG 1962 S. 9605). 
Vgl. Walther STüTZLE: Kennedy und Adenauer in der Berlinkrise 1961-1962. Bonn 1973 
S.192-194. 

2 Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Nachrichtenspiegel I Nr. 37/62 vom 
7. Februar 1962 S. 1. 

3 Am 21. und 22. Dezember 1961 hatten sich Präsident Kennedy und der britische Pre- 
mierminister Macmillan auf den Bermudas getroffen. Dabei wurde beschlossen, wegen der 
Berlin-Frage mit der Sowjetunion über den amerikanischen Botschafter in Kontakt zu treten. 
Kommunique in BULLETIN vom 28. Dezember 1961 S. 2260. 
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Nachdem Amerika, das ja die Verhandlungen inszeniert und geführt hat, der 
Auffassung ist, daß man sie nicht mehr fortsetzen solle, kommt jetzt auf einmal 
England und will die Verhandlungen fortsetzen. Nach dem Wortlaut stützt es sich 
sogar auf das Abkommen zwischen Kennedy und Macmillan3a auf den Bermudas. 
Das ist erschütternd! Die einzige Hoffnung für den Westen - und damit auch für 
uns -, hinsichtlich Berlin zu einem annehmbaren Abschluß zu kommen, beruht auf 
der Einigkeit des Westens. Aber was sich da abspielt an Uneinigkeit, das ist im 
höchsten Maße bedauerlich und unheilvoll. 

Wenn Sie überhaupt einmal vergleichen die Situation im November 1958, als 
Chruschtschow die Berlin-Note losließ, mit der Lage, wie sie sich bis heute entwickelt 
hat, dann kommen Sie zu folgendem Ergebnis: Sowjetrußland ist in diesen Jahren er- 
heblich stärker geworden, und zwar militärisch und auch politisch. Die NATO-Staaten 
sind uneins und helfen damit Chruschtschow, natürlich ohne es zu wollen, in der 
denkbar unangenehmsten Weise; denn Chruschtschow lebt davon - er hat es mehr 
als einmal ausgesprochen -, daß die Völker des freien Westens - die kapitalistische 
Welt, wie er sie nennt - auseinanderfallen. 

Denken Sie weiter daran, was im Westen seit dem Jahre 1958 eingetreten ist. Las- 
sen Sie mich anfangen mit der Türkei, wo durch das türkische Heer eine Revolution 
herbeigeführt worden ist. Die türkische Armee galt in der ganzen NATO-Konzeption 
als eines der sichersten Fundamente gegenüber dem Osten, gegenüber dem Drängen 
Sowjetrußlands, das Pakistan, den Iran und die Türkei bedroht. Diese türkische 
Armee ist politisiert. Und politisierte Armeen sind kein schlagkräftiges Instrument 
mehr. Denken Sie an die Verhältnisse im Iran. Sie wissen, daß der Ministerpräsident 
Mossadegh4 damals für die Russen eingetreten ist. Diese Mossadegh-Bewegung ist 
wieder lebendig geworden und namentlich auf den Hochschulen des Irans tätig. Auch 
Pakistan ist unzufrieden mit dem Westen. Pakistan wird, wie ich glaube, niemals 
kommunistisch werden, auch nach den ausdrücklichen Erklärungen der Herren aus 
Pakistan, die hier waren, aber Pakistan ist sehr unzufrieden mit dem Westen, weil der 
Westen Jahre hindurch Indien in der gröbsten Weise gegenüber Pakistan bevorzugt 
hat. Und Nehru ist abgeschwenkt vom Westen und zur russischen Front übergegangen. 
Nehru ist der Auffassung - er hat immer mit dem Stärksten gehalten -, daß Sowjet- 
rußland stärker ist als die Vereinigten Staaten und die NATO. 

Was die NATO-Mächte angeht, so komme ich zunächst zu Italien. Sie kennen die 
letzten Vorgänge in Italien. Wir wissen noch nicht, wie die Regierung aussehen wird, 

3a In der Vorlage: Churchill. Zu Harold Macmillan vgl. Nr. 9 Anm. 7. 
4 Mohammed Mossadegh (1881-1967), iranischer Politiker; 1920-1923 nacheinander Justiz-, 

Finanz- und Außenminister, 1923-1927, 1943 Abgeordneter, Führer der Nationalen Front, 
1951-1953 mit Unterbrechung Ministerpräsident, 1953-1956 inhaftiert. - Im Iran fanden 
vom 21. bis 24. Januar 1962 Studentenunruhen in Teheran, Schiras und Täbris statt, in deren 
Verlauf die Rückkehr des ehemaligen Ministerpräsidenten Mossadegh gefordert wurde (AdG 
1962 S. 9650 f.). 
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weil Gronchi5 und Fanfani bereits uneinig sind. Es ist ein Ruck nach links dort erfolgt, 
und wie sich dieser nun letzten Endes auswirken wird, das kann kein Mensch jetzt 
prophezeien. Diese Schwenkung, die da eingetreten ist, ist ungünstig für die Sache 
des Westens. Das kann man wohl als absolut sicher annehmen. 

Nehmen Sie Frankreich! De Gaulle ist zur Macht gekommen im Sommer 1958. 
Er hat auch jetzt noch im französischen Volk ein außerordentlich großes Ansehen, 
aber in welchem Zustand im übrigen Frankreich ist, sowohl im Mutterland wie auch 
vor allem in Algier, das können Sie Tag für Tag in den Zeitungen lesen. Wir können 
nur hoffen, daß de Gaulle an der Macht bleibt. Fiele er aus, dann wäre die Folge ein 
Bürgerkrieg zwischen den Kommunisten und der OAS, die dann ans Ruder käme, oder 
eine Militärdiktatur. Wenn die OAS an die Macht käme, würde sie in der Algier-Frage 
den schroffsten Standpunkt einnehmen, der überhaupt denkbar ist, so daß also der 
Kampf des einen gegen den anderen in Algier weiterginge. 

Die Vereinigten Staaten sind, wie ich glaube, die stärkste Militärmacht, die z.Z. 
auf der Erde existiert. Aber die Vereinigten Staaten haben außerordentlich schwierige 
innenpolitische Probleme, mit denen sich der Präsident und seine Regierung sehr 
eingehend befassen müssen. Das ist einmal die Sozialgesetzgebung und zum anderen 
die wirtschaftliche Lage. Sie kennen die Botschaft, die Präsident Kennedy an den 
Kongreß gerichtet hat.6 Sie ist leider in unserer Presse sehr unvollständig veröffentlicht 
worden. Es befindet sich ein sehr wichtiger Passus in dieser Botschaft. Danach will 
die jetzige Administration von der Subvention der Landwirtschaft dadurch herun- 
terkommen, daß die landwirtschaftlich genutzte Fläche durch Gesetz eingeschränkt 
werden soll. Das bedeutet, daß soundso viel Farmer - wieviel es sind, können wir 
nicht beurteilen - ihr Land verlieren und in die Städte ziehen müssen. Die bisher 
landwirtschaftlich genutzte Fläche soll aufgeforstet werden. Das wird auf alle Fälle 
nicht ohne schwerste innere Kämpfe im Kongreß durchzuführen sein. 

Dazu kommen im Jahre 1962 die Wahlen für das Parlament, nicht für den Senat. 
Bei den Kämpfen um die Sitze im Parlament wird es auch sehr heftige innenpolitische 
Auseinandersetzungen um die Fragen der Sozialgesetzgebung, der landwirtschaftli- 
chen und der wirtschaftlichen Gestaltung geben, wodurch naturgemäß das amerika- 
nische Volk, sein Parlament und seine Regierung von den außenpolitischen Fragen 
abgelenkt werden, was natürlich auch für uns nicht gut ist; denn der Westen, wenn 
er überhaupt zusammenhalten soll, bedarf ständig einer starken Führung. Und diese 
starke Führung kann nur von den Vereinigten Staaten ausgehen. 

Das einzige, über das wir uns wirklich freuen können, ist der Fortschritt der 
europäischen Frage. Sie kennen den Beschluß, der unlängst in Brüssel über die 
Landwirtschaft gefaßt worden ist.7 

5 Giovanni Gronchi (1887-1978), italienischer Politiker (DC); Mitgründer der Katholischen 
Volkspartei, 1955-1962 Staatspräsident. 

6 Am 11. Januar 1962 (AdG 1962 S. 9600-9603). 
7 Am 14. Januar 1962 (EBD. S. 9609). 
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Lassen Sie mich hier einfließen lassen, daß unsere Landwirtschaft gewisse 
Schwierigkeiten dadurch bekommen wird, aber diese Schwierigkeiten werden, wie 
wir glauben, maßlos übertrieben. Wir werden die Landwirtschaft nicht im Stich 
lassen. Das zeigt auch unser Haushaltsplan. Also, so wie bekannte Agitatoren in 
der Landwirtschaft es darstellen, ist die Sache nicht. In Europa haben wir also in 
dieser Hinsicht einen großen Fortschritt zu verzeichnen. 

Nun komme ich zurück zu den Vereinigten Staaten. Sie wissen, daß Kennedy 
in seiner Botschaft an den Kongreß ausgeführt hat, die Vereinigten Staaten sähen 
sich zum erstenmal in ihrer Geschichte einem ebenbürtigen wirtschaftlichen Gegner 
gegenüber. Er hat deshalb vom Kongreß Vollmachten verlangt, um die Zollsätze 
stark herunterzusetzen, damit die Vereinigten Staaten einen großen Export in das 
EWG-Gebiet durchführen können. Das ist das gute Recht der Vereinigten Staaten. Es 
ist aber auch unser gutes Recht - und das gilt natürlich auch für alle EWG-Länder -, 
die ganze Situation von unserem Standpunkt aus zu sehen und nicht ohne weiteres 
die Auffassung zu vertreten, wir müßten jetzt eine Atlantische Union machen. Nach 
meiner Auffassung ist es jetzt an der Zeit, daß wir auf politischem Gebiet in Europa 
einen Fortschritt machen, damit schließlich nicht in einem großen - verzeihen Sie 
den Ausdruck - Brei alles untergeht. Unsere Konzeption, die wir von Anfang an 
gehabt haben, nämlich durch einen politischen Zusammenschluß Westeuropas für 
immer Kriege und sonstige Konflikte und Gegensätze zwischen den europäischen 
Staaten aus der Welt zu schaffen, ist und bleibt das Richtige. Wir müssen dafür 
sorgen und bei Frankreich dahingehend sistieren, daß das kommt, daß ein weiterer 
Fortschritt gemacht wird. 

Am 19. Februar treten die sechs Außenminister der EWG-Staaten zusammen, um 
über diese Frage zu beraten, nachdem eine Sachverständigenkommission einen Vor- 
schlag dazu ausgearbeitet hat.8 Diese Sachverständigenkommission hatte Frankreich 
einen Vorschlag gemacht, der von allen anderen abgelehnt worden ist, der auch nicht 
tragbar ist. Ich hoffe nun, daß es gelingen wird, mit Frankreich zusammen einen 
Schritt vorwärts zu tun in der politischen Einigung Europas. 

Die Verhandlungen mit Großbritannien werden, wie ich nach maßgebenden 
englischen Stimmen glaube, nicht daran scheitern. In Großbritannien ist eine ganz 
andere Frage von Entscheidung, nämlich sein Verhältnis zum Commonwealth. Das 
ist eine sehr prinzipielle Frage, über die ich mich hier nicht verbreiten möchte. Ich 
möchte dieses Kapitel damit schließen, indem ich feststelle, daß wir auf dem Gebiete 

8 Am 19./20. Februar 1962 tagte der Fouchet-Ausschuß, dem Sachverständige aus den sechs 
Mitgliedstaaten der EWG angehören, in Paris, um die Grundlagen für ein politisch geeintes 
Europa zu erarbeiten. Vgl. Wilhelm Werner ARNOLDS: Die Entstehung des Deutsch-Französi- 
schen Vertrages vom 22. Januar 1963 und seine Bedeutung für die Außen- und Europapolitik 
Konrad Adenauers. Köln 1980 S. 220-230. - Konferenz der EWG-Außenminister am 
17. April 1962, bei der die Benelux-Staaten ihre Zustimmung zur Europäischen Politischen 
Union vom Beitritt Großbritanniens abhängig machten (gemäß Fouchet-Plan II) - AdG 
1962 S. 9814 f.; vgl. OSTERHELD: Kanzlerjahre S. 115-117. 
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der europäischen Politik einen großen Fortschritt gemacht haben. Wenn wir unserer 
bisherigen Überzeugung entsprechende weitere Fortschritte machen, dann wird als 
Fazit dieser Epoche der wirtschaftliche und politische Raum Europa übrigbleiben, 
der in eine Partnerschaft mit den Vereinigten [Staaten] treten muß, nicht aber eine 
allgemeine große spekuläre[!] Geschichte, die letzten Endes doch nicht zu guten 
Lösungen führen kann. 

Zu der Frage Berlin und Wiedervereinigung jetzt ein Wort zu sagen, bin ich nicht 
in der Lage, sondern wir müssen abwarten, was mit den drei Westmächten - Vereinigte 
Staaten, England und Frankreich - wird. Ich möchte aber in diesem Zusammenhang 
ein Wort sagen zu der Frage, die in der Presse aufgetaucht ist, daß wir nämlich mit 
Sowjetrußland gesonderte Verhandlungen beginnen sollen. Herr Chruschtschow hat 
mir in den vergangenen Jahren schon mehrmals sagen lassen, er sei gerne bereit, sich 
mit mir zu treffen, um sich über die politische Situation auszusprechen. Ich frage 
mich aber - und jeder von Ihnen wird sich diese Frage auch stellen müssen -, warum 
soll Sowjetrußland der Bundesrepublik etwas konzedieren, was es Amerika gegenüber 
abschlägt. Sowjetrußland hat doch ein viel größeres Interesse daran, die Verhältnisse 
mit den Vereinigten Staaten zu verbessern als die Verhältnisse mit uns. 

Wir müssen uns nach wie vor darüber klar sein, daß wir in dem großen Spiel in 
der Welt nur eine ganz kleine Figur sind. Das kann man leider Gottes den Deutschen 
nicht oft genug sagen, daß wir nur eine ganz kleine Figur sind und nur etwas Großes 
leisten können, wenn wir dafür sorgen, daß wir Berlin retten, daß die Hoffnung nicht 
untergeht, daß wir wieder zusammenkommen mit unseren abgetrennten Menschen 
drüben in der Zone und daß wir ein Europa bauen. 

Ich möchte Ihnen auch noch sagen - ich weiß nicht, ob die Presse das immer 
richtig berichtet hat -, was in diesem 22 Schreibmaschinenseiten umfassenden rus- 
sischen Schriftstück gestanden hat, das dem Botschafter Kroll übergeben worden 
ist. Kroll wurde in das Auswärtige Amt in Moskau gerufen, und zwar in einer 
Stunde, daß auch die Amerikaner und die Engländer das sahen. Dort wurde ihm 
von dem stellvertretenden Außenminister dieses Schriftstück von 22 Seiten über die 
Beziehungen zwischen Sowjetrußland und der Bundesrepublik Deutschland gegeben 
und dazu gesagt, daß darin Gedanken von Chruschtschow enthalten seien. Das 
Schriftstück selbst hatte weder eine Adresse noch eine Unterschrift. Herrn Kroll 
wurde bei der Übergabe des Schriftstücks erklärt, es werde ihm privat gegeben, und 
er könne damit machen, was er wolle. Natürlich hat er es uns geschickt. Von allem 
Drum und Dran entkleidet steht folgendes drin: Die Franzosen betrügen euch; die 
Engländer betrügen euch; die Amerikaner betrügen euch. Warum wollt ihr nicht mit 
uns zusammengehen? Wenn ihr mit uns zusammengeht, dann braucht ihr euch nicht 
von den anderen zu trennen, aber bei uns habt ihr unbegrenzte Möglichkeiten der 
wirtschaftlichen Betätigung. 

Nun kann aber Sowjetrußland nicht einmal das bezahlen, was wir dort hinliefern 
sollen, weil es nicht das nötige Geld dazu hat. Deswegen sagt Rußland, wir können 
euch erst dann bezahlen, wenn das, was ihr uns liefert, seine Früchte trägt. Solange 
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muß uns das also gestundet werden. Ich darf jetzt wiederholen, was ich eben gesagt 
habe, wenn Sie einmal nachblättern, wieviel Anleihen Frankreich seinerzeit an Ruß- 
land gegeben hat, und dann feststellen wollen, was Frankreich zurückbekommen hat, 
dann werden Sie nichts darüber finden. Rußland zu zwingen, Geld zu bezahlen oder 
zurückzugeben, ist ein Ding der Unmöglichkeit. Das wird jeder von Ihnen einsehen. 
Herr Kroll trifft heute hier ein. Ich werde morgen mit ihm sprechen. Dann wird 
die Frage, ob man irgendeine Antwort auf dieses Schriftstück geben kann, wohl 
entschieden werden.9 

Ich halte es also nicht für glücklich, wenn in der Bundesrepublik Äußerungen 
gemacht werden: Man muß mit Rußland in Verhandlungen eintreten. Ich halte sie 
deswegen nicht für gut, weil dadurch das Mißtrauen gegen die Deutschen in den 
anderen Ländern geweckt wird. Es ist schon geweckt worden in Frankreich, in England 
und vor allem in Amerika. Wenn wir Deutschen uns doch endlich einmal davon 
überzeugen könnten, daß wir wirklich nicht beliebt sind in der Welt, sondern daß jeder 
das Beste für sich aus uns zu machen sucht, dann würden wir in manchen Dingen - 
das gilt vor allem auch für die Presse - viel vorsichtiger sein, als wir es jetzt sind. 

Ich bin nicht in der Lage, Ihnen zu sagen, daß sich seit unserem letzten Zusam- 
mensein die außenpolitischen Verhältnisse verbessert haben, im Gegenteil, sie haben 
sich zu unserem Nachteil verändert. 

Nun zur innenpolitischen Situation! Sie wissen, daß augenblicklich wie schon 
seit Jahren nicht mehr Arbeitskämpfe in unserem Land bestehen und weitere geplant 
sind. Ich sage „geplant", weil gestern abend die Gewerkschaft der Angestellten im 
öffentlichen Dienst den Tarifvertrag gekündigt hat. Die Beamten verlangen ebenfalls 
erhebliche Gehaltserhöhungen. Nun darf ich in Parenthese bemerken: Unser Etat, der 
tatsächlich schon wackelig ist, würde natürlich, wenn irgendwelche nennenswerten 
Bewilligungen an die Angestellten und Beamten erfolgen müßten, vollends umfallen. 
Wir müßten dann sehen, wie wir den Etat wieder ins Lot bekämen; wahrscheinlich nur 
durch Steuererhöhungen. Der Export war in den vergangenen Jahren noch gut, aber 
die ganze Situation in der Wirtschaft hat sich abgeflacht. Die Nachfrage ist geringer 
geworden, so daß also hier nicht mehr eine so schreckliche Übersteigerung vorhanden 
ist. Alles hat sich abgeflacht. Wir wissen nicht, wie die nächsten Jahre sein werden. 
Nun kommen in diesem Augenblick immense Lohnforderungen an uns heran, und 
zwar von der IG Metall ausgehend.10 

Nach meiner Überzeugung sind das Forderungen politischer Natur, und zwar leiten 
sie eine Periode ein, die man nur mit sehr großer Sorge betrachten kann wegen unserer 

9 Am 21. Februar 1962 wurde durch den Botschafter in Moskau, Dr. Hans Kroll, im 
sowjetischen Außenministerium eine Denkschrift übergeben. Wortlaut in BULLETIN vom 
23. Februar 1962 S. 315-318. - Vgl. Peter SIEBENMORGEN: Gezeitenwechsel. Aufbruch zur 
Entspannungspolitik. Bonn 1990 S. 345. 

10 Die IG Metall hatte eine Lohnerhöhung von 10 % sowie eine Verlängerung des Urlaubs um 
sechs Tage gefordert. Vgl. „Die Welt" und „Bonner Rundschau" vom 5. Februar 1962. 
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Finanzen. Sie wissen, daß wir in der Sozialgesetzgebung an der Spitze aller Länder 
stehen. Und ich möchte hinzufügen, daß unsere ganzen sozialen Einrichtungen fallen, 
wenn bei uns ein wirtschaftlicher Rückschlag kommt, der eine beachtliche Minderung 
der Steuereinnahmen zur Folge haben würde. Das ist die sehr kritische Situation, in 
der wir stehen. Natürlich darf man nicht die Nerven verlieren, aber man darf auch 
nicht die Augen vor dieser ganzen Situation schließen. 

Ein besonders wichtiges Gebiet ist der Baumarkt. Sie wissen, daß die Baupreise 
in den letzten drei Jahren um 25 % gestiegen sind und daß dadurch Millionen 
von Bausparern, die im Vertrauen auf die Stetigkeit der Preise ihr Geld in die 
Bausparkassen gegeben haben, schwere Enttäuschungen erleiden. Es kann sehr leicht 
sein, daß wir den Baumarkt künstlich, d. h. durch Gesetz, begrenzen müssen. Ich habe 
z. B. heute in der Zeitung gelesen, daß der Neubau des Sitzungssaales im Bundestag 
50 Millionen DM kosten soll. Auch der Bundesrat wollte - das ist hoffentlich jetzt 
vorüber - neu bauen und das ganze Presse viertel da haben, so daß die Presse anderswo 
hätte untergebracht werden müssen. {Meyers: Die Presse will ein Hochhaus!) Ich 
muß sagen, derartige Spekulationen sind unmöglich. Sie stacheln natürlich das Fieber 
auf dem Baumarkt weiter an. Wir werden uns die Frage - und das gilt für den 
Bundestag, die Bundesregierung und den Bundesrat -, ob wir das Vertrauen der 
Bausparer restlos verlieren wollen oder nicht, sehr ernst stellen müssen. 

Nun zu den Landtagswahlen! In diesem Jahr finden Landtagswahlen in Nord- 
rhein-Westfalen, in Hessen, in Schleswig-Holstein und in Bayern statt. Im nächsten 
Frühjahr sind dann die Wahlen in Berlin und Niedersachsen. (Altmeier: Und in 
Rheinland-Pfalz!) Diese Wahlen werden natürlich, wenn sie ungünstig für die CDU 
ausfallen, die Stimmung der Wähler auch in bezug auf die Bundestagswahl im 
Jahre 1965 stark beeinflussen. Unter diesen Eindrücken haben wir uns im Engeren 
Vorstand mit dieser Frage beschäftigt und überlegt, wie man es machen kann und 
soll, um die Spitze unserer Partei zu mobilisieren und zu stärken. Wir sind jetzt 
in folgender Weise organisiert: An der Spitze steht der Vorsitzende. Das bin ich. 
Sie werden mir wohl darin recht geben, daß der Bundeskanzler vielleicht früher 
einmal zeitlich die Möglichkeit gehabt hat, sich mehr mit der Partei zu befassen. 
Jetzt ist das völlig ausgeschlossen. Dann haben wir vier stellvertretende Vorsitzende: 
Gerstenmaier, Blank, Krone und von Hassel. Ich will keinem zu nahe treten, wenn ich 
sage, auch die Stellvertreter konnten sich nicht genug um die laufenden Parteigeschäfte 
kümmern; denn jeder, der ein Ministeramt hat, wie z. B. Herr Kollege Blank, hat nicht 
die Zeit dazu. Herr Blank muß sich um die bevorstehenden großen Sozialgesetze 
kümmern, außerdem hat er die Aufgabe, im Industriegebiet, woher er kommt, die 
Arbeitnehmer in unserem Sinne lebendig zu halten. Das gleiche gilt für Herrn Krone. 
Als Vorsitzender dieser ungeheuer großen Bundestagsfraktion konnte er sich nicht 
genug um die laufenden Geschäfte der Partei kümmern; denn er hatte alle Hände voll 
zu tun. Der einzige, der auf diesem Gebiet etwas präsentiert hat, ist Herr von Hassel 
gewesen, dem wir dafür von Herzen dankbar sein müssen, aber er sitzt zu weit von 
Bonn weg. 
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Wir müssen uns über die Gefahr klar sein, die uns bei der Bundestagswahl im Jahre 
1965 droht. Die FDP, die 67 Mandate hat, die aber alle über die Landesliste gewählt 
worden sind - kein einziger von ihren Abgeordneten ist direkt gewählt worden -, hat 
offenbar, obwohl sie sich vor der letzten Bundestagswahl wahnsinnig große Mühe ge- 
geben hat, keine Aussicht, eine entscheidende Rolle im Parteileben spielen zu können. 
Das Zünglein an der Waage schwankt also zwischen der CDU/CSU und der SPD. Die 
SPD hat die Mehrheit im Bundestag erreichen wollen. Das ist ihr nicht gelungen. Es 
konnte sogar - wie das auch geschehen ist - eine Regierung ohne sie gebildet werden. 
Sie hat aber - ich verweise hier auf die Wahlanalyse - einen erheblichen Zuwachs an 
Stimmen bekommen im Jahre 1961, und zwar aus Schichten und Kreisen, in denen 
sie bisher keine Wähler gehabt hat. Sie hat trotz des Godesberger Programms und 
trotz des Hannoverschen Beschlusses in den Arbeitnehmerkreisen keine wesentlichen 
Verluste erlitten. Was mit der Deutschen Friedensunion gemacht worden ist, war nicht 
viel.11 Dabei ist nicht viel herausgekommen. 

Wir müssen also davon Notiz nehmen, daß die SPD bei der letzten Wahl zu- 
genommen hat und daß sie in Schichten gedrungen ist, in denen sie bisher keine 
Wähler gehabt hat. Die SPD wird im Mai dieses Jahres in Köln einen großen 
Parteitag abhalten12, dessen Programm uns mehr oder weniger bekannt ist. Der 
Parteitag wird sehr groß aufgezogen. Es wird dort auch eine Ausstellung über die 
Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung gezeigt. Die SPD hat das Zentralkomitee 
der deutschen Katholiken gebeten, Material über die katholische Arbeiterbewegung 
für diese Ausstellung zur Verfügung zu stellen. Von Frau Dr. Rehling haben wir eben 
gehört, daß man ihren Mann gebeten hat, in der sozialistischen Zeitung in Hagen 
einen Artikel über die evangelische Kirchengemeinde in Hagen zu schreiben. Wir 
haben auch gehört, daß die sozialistischen Zeitungen den evangelischen Pfarrern an 
einem bestimmten Tag in der Woche eine Spalte zur Verfügung stellen, um dort 
Andachten zu schreiben. Sie sehen daraus, meine Freunde, daß sich die SPD eine 
Riesenarbeit macht und versucht, die stärkste Partei in der Bundesrepublik zu werden. 
Ich will keine Schwarzmalerei betreiben, aber stellen Sie sich vor, sie würde dieses 
Ziel erreichen. Wie würde das zurückwirken auf unsere Wähler? 

Wir sind zu Beginn unserer Tätigkeit zusammengetreten aus elementarem und 
prinzipiellem Gegensatz zum Nationalsozialismus und seinen Ideen, gegen die Be- 
schränkung der Freiheit überhaupt. Dann haben wir wieder aufgebaut. Es war gut, 
daß wir wieder aufgebaut haben. Nur manchmal wünscht man sich sogar, der 
Wiederaufbau wäre etwas langsamer erfolgt, als er erfolgt ist. Aber der Mensch ist 
unersättlich, und die Länder wollen weiter nach vorn. Wir haben in mancher Hinsicht 
diesem Drängen nachgeben müssen. 

11 Vgl. dazu PROTOKOLLE 3 S. 1027 f. und EBD. S. 1034. 
12 Vorstand der SPD (Hg.): Protokoll der Verhandlungen und Anträge vom Parteitag der 

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands vom 26. bis 30. Mai 1962 in Köln. Bonn 1962. 
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Ich habe eben von den Wirkungen auf unsere Wähler gesprochen, wenn die 
SPD die stärkste Partei würde. Die Sozialdemokratie würde, davon sind wir alle 
überzeugt, sicher rücksichtslos vorgehen gegen alle anderen, und zwar mit einer 
Rücksichtslosigkeit, die wir uns nicht vorstellen. Ich fürchte, daß das sehr schlechte 
Folgen hätte. In der SPD würden die alten Tendenzen, die nicht tot sind, wieder 
lebendig und kraftvoll werden. Der Deutschland-Plan der Sozialdemokratie13 ist auch 
noch nicht über Bord geworfen, sondern besteht nach wie vor weiter. 

Damit komme ich zu dem Bild, das wir uns machen müssen von der jetzigen Zeit 
und den nächsten Jahren im Kampf gegen den atheistischen Kommunismus, der in 
den letzten zehn Jahren ungeheuer an Macht zugenommen hat und sich jetzt anschickt, 
um in Westeuropa auf dem Weg über die Sozialdemokratie doch noch Fuß zu fassen. 
Deshalb wird die Wahl im Jahre 1965 entscheidend für uns werden. Wir werden uns 
darauf sehr intensiv und sehr genau vorbereiten müssen. 

Von diesem Gedanken geleitet kamen wir im Engeren Vorstand zu dem Ergebnis - 
ein Ergebnis, das ich hundertprozentig begrüße -, dem Bundesparteitag vorzuschla- 
gen - jetzt müssen Sie mich evtl. korrigieren; denn der Wortlaut wurde nicht genau 
schriftlich niedergelegt -, einen geschäftsführenden Vorsitzenden zu wählen, und zwar 
in der Person des Herrn Minister Dufhues, der aus seinem Ministeramt ausscheidet, um 
sich dieser Aufgabe mit mindestens 50 % seiner Arbeitskraft widmen zu können. 

Das ist ein gutes Ergebnis, von dem ich mir für unsere Arbeit sehr viel verspreche. 
Es war in der Diskussion der Gedanke aufgetaucht, wir sollten heute noch nicht 
darüber beschließen, sondern vorerst noch Verhandlungen mit verschiedenen Gruppen 
pflegen. Aber der Engere Vorstand hat sich dann schließlich doch einstimmig dazu 
bekannt, heute einen Beschluß zu fassen. Es wurde dabei gesagt, daß auch nach dieser 
Beschlußfassung eine Besprechung mit den Landesvorsitzenden - die waren vorher 
genannt worden - möglich sei und auch durchgeführt werden solle. 

Der Beschluß wurde auch gefaßt - nachdem, leider Gottes, ohne mein Zutun 
die Presse so furchtbar viel über die ganze Sache geschrieben hat -, damit nicht 
der Eindruck entstehen kann, als sei die Sache hier schiefgegangen. Das wäre sehr 
schlimm. Deswegen habe ich namens des Engeren Vorstandes den Auftrag, Sie zu 
bitten, ebenso wie er das getan hat, einmütig diesem Vorschlag zuzustimmen. In 
Parenthese darf ich bemerken: Wenn die CDU - wie wir hoffen - nach der nächsten 
Wahl den Ministerpräsidenten stellt, daß dann Herr Kollege Meyers Ministerpräsident 
wird. Herr Dufhues wird kein Amt mehr in dem neuen Kabinett übernehmen, sondern 
sich für diese Sache, die ich eben skizziert habe, zur Verfügung stellen. 

Wir haben dann noch einen Beschluß gefaßt, wozu wir aber nur Ihre prinzipielle 
Zustimmung haben möchten; denn die Einzelheiten sollen noch in einer besonderen 
Sitzung des Engeren Vorstandes erörtert werden. 

13 Deutschlandplan der SPD. Kommentare, Argumente, Begründungen. Hg. vom Vorstand der 
SPD. Bonn April 1959. 
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Es soll auf Vorschlag des Herrn Kollegen von Hassel ein Ausschuß eingesetzt 
werden, der dafür sorgen soll, daß die Beziehungen zwischen dem Bund und den 
Ländern, soweit unsere Partei dabei mitzusprechen hat, besser und geordneter werden, 
als sie bisher sind. 

Ferner soll auf Antrag des Herrn Kollegen Etzel ein Ausschuß eingesetzt werden, 
der die Frage der Finanzreform zwischen Bund, Ländern und Gemeinden und die 
Gestaltung des Bundeshaushaltsplanes für 1962 bearbeiten soll. 

Nun komme ich zum Parteitag. Der Bundesparteitag kann leider nicht zu dem 
vorgesehenen Termin in Dortmund abgehalten werden, weil eine internationale Aus- 
stellung „Druck und Papier" - in Parenthese bemerkt: Druck und Papier ist eine 
Erfindung des Teufels, davon bin ich absolut überzeugt - zu diesem Zeitpunkt statt- 
findet und aus diesem Grunde Amerikaner, Japaner und sonstige Ausländer sämtliche 
Hotels zwischen Dortmund und Frankfurt am Main belegt haben, so daß wir unsere 
Leute in Dortmund nicht unterbringen können. Die Kollegen aus Nordrhein-Westfalen 
haben aber gebeten, den Parteitag nicht in Hamburg - wie Herr Blumenfeld angeregt 
hat - oder in Wiesbaden, sondern in Dortmund abzuhalten, und zwar vom 2. bis 
5. Juni, also noch vor Pfingsten. 

Ich würde vorschlagen, daß die Kollegen aus Nordrhein-Westfalen anschließend 
etwas über die Einzelheiten hierzu sagen. Die Interessen der Gesamtpartei sollen nach 
unserem Vorschlag soweit wie möglich gewahrt bleiben. Das ist das Wesentlichste, 
was ich Ihnen zu berichten habe, meine Damen und Herren. Ich bitte die stellvertre- 
tenden Vorsitzenden, mich eventuell zu ergänzen. 

Dufhues: Ich sehe keinen Nachteil darin, daß der Bundesparteitag um einige Tage 
verlegt werden muß. Zunächst erhalten wir dadurch die Möglichkeit, uns eingehend 
mit dem Parteitag auseinanderzusetzen, den die SPD einige Wochen vorher in Köln 
abhält. Außerdem hält die FDP ihren Parteitag acht Tage vor uns ab.14 Vor allen 
Dingen aber liegt der jetzt vorgeschlagene Termin näher an den Landtags wählen in 
Nordrhein-Westfalen, so daß wir uns als Auswirkung eine positivere Beeinflussung 
der Landtagswahlen vorstellen können. In Dortmund stehen uns genügend Neben- 
räume für den Bundesvorstand, den Parteiausschuß und auch für die Presse und die 
technischen Apparaturen zur Verfügung. 

Der Saal selbst faßt etwa 1.300 Personen. Wir haben bei früheren Parteitagen 
mehr Parteifreunde einladen können, vor allem solche, die als nichtstimmberechtigte 
Delegierte dabei waren. Trotzdem habe ich Bedenken, Ihnen eine größere Halle der 
Westfalenhalle zu empfehlen. Es kommt entscheidend darauf an, daß wir durch die 
Wahl des Raumes eine innere Geschlossenheit und eine gute Atmosphäre erhalten 
und eine gute Diskussion ermöglicht wird. Dieser Raum steht uns in der Halle 2 zur 
Verfügung. Er ist mit allen modernen Einrichtungen, wie Beleuchtung, technischen 
Anlagen ausgestattet und hat eine sehr gute Akustik. Er ist mit Parkett ausgelegt 

14 13. Ordentlicher Bundesparteitag der FDP vom 23. bis 25. Mai  1962 in Düsseldorf. 
Unterlagen und Protokoll in AdL Al-188 bis Al-203. 
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und mit Läufern belegt. Dadurch wird die Stimmung gehoben. Wir müssen allerdings 
hierbei auf die Mitwirkung von etwa 400 bis 500 Parteifreunden verzichten. Das 
schadet aber nichts, denn wir haben bei früheren Parteitagen häufig große Lücken 
gehabt, die dann im Fernsehen erschienen sind. Das habe ich nicht für eine wirksame 
Werbung gehalten. 

Im Zusammenhang mit diesem Parteitag soll eine Großkundgebung mit 23.000 
Menschen in der Westfalenhalle abgehalten werden. Ich könnte mir vorstellen, daß die- 
se Massenkundgebung eine große Ausstrahlung auf die Bevölkerung von Dortmund 
und des Industriegebietes haben wird. 

Adenauer: Darf ich Ihnen vorschlagen, weil das eilig ist, sich zunächst mit 
den Vorschlägen einverstanden zu erklären, die Sie jetzt gehört haben über die 
Abhaltung des Parteitages. Es bleibt uns nichts anderes übrig. Herr Dufhues hat soviel 
Honig aus den Blüten gesaugt, wie überhaupt herauszusaugen war. Sind Sie damit 
einverstanden? (Zustimmung.) Darf ich nun um Wortmeldungen zu meinem Referat 
bitten! (Zimmer: Welche Vollmachten wird der geschäftsführende Vorsitzende haben, 
um seine Aufgaben erfüllen zu können?) Möglichst große! (Zimmer: Sind sie schon 
abgegrenzt?) Nein, aber das soll noch besprochen werden. 

Noltenius15: Ich möchte vorschlagen, daß wir über diese wichtige Angelegenheit 
heute keinen Beschluß fassen. Der Engere Vorstand hat sich damit befaßt, und die 
Entscheidung darüber wird auf dem Bundesparteitag fallen. Es ist also wirklich Zeit 
genug, um uns mit dieser wichtigen Frage sehr eingehend zu beschäftigen. Das halte 
ich auch in der Tat für notwendig. Ich bin nicht der Meinung, Herr Bundeskanzler, 
daß es einen schlechten Eindruck machen wird, wenn wir heute in diesem Kreis 
nicht sofort dem Vorschlag zustimmen. Ich meine im Gegenteil, die Sache bekommt 
sehr viel mehr Gewicht, wenn wir diesen Vorschlag hier heute zur Kenntnis nehmen. 
Ich kannte ihn bisher lediglich aus den Tageszeitungen und wußte nicht, daß wir 
uns heute damit befassen würden. Es macht nach meiner Meinung einen besseren 
Eindruck, wenn wir uns damit noch eingehend befassen. Bei der nächsten Sitzung 
können wir uns dann über die Aufgaben unterhalten, die der neue geschäftsführende 
Vorsitzende bekommen soll. 

Das soll also nicht bloß eine Neuerung nach außen sein, sondern es sollen große 
Wirkungen davon ausgehen. Man wird sich darüber unterhalten müssen, wie der neue 
geschäftsführende Vorsitzende von der Spitze aus hineinwirken soll in die födera- 
listisch organisierte Partei und wie er mit den Landesverbänden zusammenarbeiten 
soll. Es ist besser, wenn das vorher überlegt wird, bevor der Bundesvorstand einen 
Beschluß darüber faßt. Wenn wir es heute beschließen, dann sieht es so aus, als ob wir 
hier lediglich mit dem Kopf genickt hätten. Und das ist doch der Bedeutung dieser 
Sache nicht angemessen. 

15 Dr. Jules Eberhard Noltenius (1908-1976), 1954-1969 Vorsitzender des CDU-Landesver- 
bands Bremen, 1954-1967 MdBB, 1955-1959 Senator für Häfen, Schiffahrt und Verkehr. 
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Krone: Herr Noltenius! Diese Frage ist bereits heute morgen im Engeren Vorstand 
eingehend besprochen worden. Sie ist von mir angeregt worden. Das sage ich ganz 
offen. Wir haben am Schluß der Debatte uns einstimmig zu diesem Beschluß bekannt. 
Es ist hinzugefügt worden, daß bis zum Bundesparteitag noch mit den Landesvor- 
sitzenden darüber gesprochen werden soll. Herr Dufhues hat gesagt, er wäre ein 
Tor, wenn er wegen der Aufgaben, die ihm auf dem Parteitag übertragen werden 
sollen, nicht mit den Landesvorsitzenden sprechen wolle. Ich betone, mit allen 
Landesvorsitzenden. 

Es ist weiter eine Frage, die die stellvertretenden Vorsitzenden betrifft. Ich spreche 
jetzt nicht pro domo, sondern für alle. Es ist eine Frage, die gerade im Norden unseres 
Bereiches diskutiert worden ist. In der Presse hat gestanden, daß Tendenzen vorhanden 
seien, auf dem Parteitag in Dortmund einen neuen Ersten Parteivorsitzenden zu 
wählen, der nicht mehr Konrad Adenauer heißen soll. 

Das alles hat dazu geführt, diesen - wenn Sie wollen - Mittelweg zu gehen. 
Diese sehr sorgfältige Diskussion, die wir gehabt haben, sollte uns im Parteivorstand 
veranlassen, diesen Vorschlag zu akzeptieren. 

Was der Herr Bundeskanzler vergessen hat, ist folgendes: Der Engere Vorstand 
sagt ausdrücklich, daß mit dieser Aufgabe keine Präjudizierung verbunden sein kann 
wegen des Ersten Partei Vorsitzenden und seines Nachfolgers. Das wollen wir ganz 
deutlich sagen. Es handelt sich um einen Auftrag mit ganz bestimmten Aufgaben der 
Partei. 

Weber: Ich bin der Meinung von Herrn Krone, und wir sollten heute nicht zögern, 
sondern sagen, was wir wollen. Es hat so viel in den Zeitungen gestanden, und 
jeder würde sich wundern, wenn wir heute nichts darüber beschlössen. Und wenn 
noch das hinzukommt, was Herr Krone gesagt hat, dann sollten wir wirklich nicht 
zögern. 

Süsterhenn: Wir sollten heute Nägel mit Köpfen machen und die Entscheidung, 
soweit wir dazu in der Lage sind, legalisieren. Ich bin etwas entsetzt über die 
Ausführungen von Herrn Krone, wenn er berichtet hat, es müsse gegenüber der 
Öffentlichkeit festgestellt werden, daß damit keine Präjudizierung für die Zukunft 
erfolge. Das ist doch eine Selbstverständlichkeit. {Zurufe: Das hat er nicht gesagt!) 
Na schön, aber wenn das gesagt würde, dann wäre das doch eine Abwertung. 

Adenauer: Herr Süsterhenn! Sie haben Herrn Krone falsch verstanden. 
Krone: Herr Süsterhenn! Weil diese Frage im Engeren Vorstand besprochen 

worden ist, mußte sie auch im Bundesparteivorstand erwähnt werden. Wir wollen 
in keiner Weise so etwas heute durch Beschluß festlegen. (Unruhe und Bewegung.) 

Von Hassel: Es wurde davon gesprochen, daß wir heute etwas sagen müßten, 
weil das und das in der Zeitung gestanden hätte. Damit begeben wir uns nach meiner 
Meinung auf einen gefährlichen Weg, daß wir nämlich deshalb, weil etwas in der 
Zeitung steht, heute dazu etwas beschließen müßten. In der Konsequenz könnten 
dann „Freunde" veranlaßt werden, einfach etwas in die Zeitung zu setzen, damit wir 
dazu etwas beschließen. 
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Es sitzen hier unter uns mehr als ein Dutzend Herren, die bei der Erörterung 
der Landesvorsitzenden über die Parteireform im Jahre 1959 dabeigewesen sind. 
Wir haben damals am Tage nach der Bundespräsidentenwahl in Berlin uns auf ein 
Konzept verständigt, das später nicht weiter verfolgt worden ist. Wir sollten deshalb 
erneut mit den Landesvorsitzenden zusammenkommen, die auch damals in geradezu 
glänzender Weise und in guter Atmosphäre verhandelt haben. Hierbei muß auch 
irgendwie die Frage der stellvertretenden Vorsitzenden mitbehandelt werden. Es ist für 
uns irgendwie interessant zu sehen, wie nun zwischen dem Bundesvorsitzenden und 
den Stellvertretern einer eingeschoben wird. Ob wir nun vier oder fünf Stellvertreter 
haben sollen, das - scheint mir - können nur die Landesvorsitzenden, wie in der 
damaligen Form, miteinander klären, weil es draußen von unseren Landesvorsitzenden 
weitergegeben werden muß. Im Prinzip habe ich nichts dagegen, daß man in dieser 
Richtung marschiert, aber ich möchte doch, daß das in guter kameradschaftlicher 
Form mit allen Landesvorsitzenden gemeinsam erörtert wird. 

Meyers: Zunächst ist keine Rede davon, daß wir etwas beschließen, weil es in 
der Zeitung gestanden hat. Es steht die Neuwahl des Vorsitzenden auf dem Programm 
des Bundesparteitages, und dazu muß man sich Gedanken machen, zumal wir wissen, 
daß der Herr Bundeskanzler einen immens steigenden Arbeitsanfall als Bundeskanzler 
hat. Seine Arbeitslast, wie überhaupt die Arbeit, hat sich stark erhöht. Ich darf als 
Beispiel die Zeit nennen, in der Karl Arnold16 noch Ministerpräsident war, und sie 
mit heute vergleichen, und dann sehen wir, wie die Arbeit gewachsen ist. Heute sind 
sozusagen ganze Abteilungen auf Reisen, die wie Karawanen durch unsere Länder 
und die Bundesrepublik ziehen. (Heiterkeit.) Es kommen also Partei-Belastungen auf 
uns zu, die viel größer sind, als sie früher waren. Weiter kommt hinzu, daß im 
ganzen Parteivolk eine Gärung im Gange ist, und viele Wähler sagen, es muß anders 
werden in dieser Partei. Hier muß die Arbeit eines verantwortlichen Mannes an der 
Parteispitze einsetzen, um die Partei als eine geschlossene Kraft auf diesem Parteitag 
herauszustellen. Das hat nichts mit irgendwelchen Zeitungsmeldungen zu tun. 

Im übrigen, Herr Noltenius, wir verstehen uns sehr gut, aber diesmal hat Sie Ihr 
Gedächtnis schwer im Stich gelassen. Wir haben uns doch drüben nach der letzten 
Bundesvorstandssitzung über den Fall unterhalten. Da habe ich Ihnen gesagt, wir 
würden für einen solchen Fall Herrn Dufhues vorsehen. Darauf haben Sie erwidert: 
Dann soll er sich mal bei uns vorstellen! (Große Heiterkeit.) Das Thema ist also 
schon seit November im Gespräch. Wenn Sie wollen, schon seit dem Jahre 1956. 
Die Herren Schröder und Kiesinger können Ihnen sagen, daß wir damals deswegen 
bereits zusammengesessen und überlegt haben, wie können wir die Arbeit der Partei 
straffen. Wir sind zu dem Ergebnis gekommen, einen engeren Vorstand zu wählen, 
der einen Aufgabenbereich bekommen sollte. Nun hat es sich aber herausgestellt, 

16 Karl Arnold (1901-1958), 1946-1958 MdL und 1947-1956 Ministerpräsident von NW 
(CDU), 1957-1958 MdB. Vgl. PROTOKOLLE 1 S. 3 Anm. 14; Walter FORST in RHEINISCHE 
LEBENSBILDER 7 S. 295-316. 
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daß diese wohlgemeinte Art der Organisation einfach nicht geklappt hat. Deshalb 
müssen wir uns Gedanken darüber machen, was soll nun werden für die Partei, 
die in Zukunft schwersten Belastungen ausgesetzt sein wird. Das einfachste ist, 
daß derjenige, den wir wählen und der sich zur Verfügung stellt, sich dieser Partei 
widmen muß. (Von Hassel: Welche Kompetenzen er bekommen soll, das ist doch der 
Kern der Diskussion!) 

Adenauer: Ich darf nochmals wiederholen, was der Engere Vorstand beschlossen 
hat. Wir haben einen qualifizierten Mann vorgeschlagen. Und wenn man diesen Mann 
hat - ich weiß gar nicht, ob er es wird oder nicht -, dann muß man mit ihm 
verhandeln. Und das wird sicher Herr von Hassel in die Hand nehmen und mit den 
Landesvorsitzenden erörtern, wie man das Ganze in Ordnung bringt. 

Herr Noltenius! Nachdem Sie schon seit langem diese Angelegenheit kennen - 
wie Herr Meyers „verraten" hat -, wollen Sie nicht Ihren Vertagungsantrag fallen 
lassen? (Noltenius: Wie soll der Beschluß lauten?) Der Bundesvorstand beschließt, 
dem Parteitag vorzuschlagen, einen geschäftsführenden Vorsitzenden, in der Person 
des früheren Ministers Dufhues, zu wählen. Die Einzelheiten sollen dann besprochen 
werden zwischen Herrn Dufhues und mir, und ferner wird Herr von Hassel die Kon- 
ferenz der Landes Vorsitzenden in die Hand nehmen. Der Engere Vorstand bekommt 
dann vor dem Bundesparteitag noch einen Bericht darüber. 

Noltenius: Wenn das zum Gegenstand des Beschlusses gemacht wird, daß wir 
uns über die Aufgaben noch unterhalten, ist das eine Arbeitsgrundlage für das, was 
wir zu tun haben, aber kein Definitivum. 

Krüger11: Ich würde vorschlagen, den Beschluß in zwei Punkte zu teilen: 1. Wahl 
des geschäftsführenden Vorsitzenden, 2. die Satzung entsprechend zu ändern. 

Adenauer: So ist es auch gemeint. Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte 
diejenigen, die für diesen Vorschlag sind, eine Hand zu erheben! - Wer ist dagegen? - 
Niemand! - Stimmenthaltung? - Herr Dufhues. Also, meine Damen und Herren, 
ich glaube, daß wir damit einen guten Beschluß gefaßt haben. Auf die Hilfe des 
Herrn von Hassel legen wir großes Gewicht. (Von Hassel: Daß ich ermächtigt werde, 
die Landesvorsitzenden wie früher einzuberufen, um die Erledigung dieser Frage 
vorzubereiten?) Ja! Nun können wir zum Vortrag des Herrn Kraske übergehen. 

AUSSPRACHE üBER DIE VOM BUNDESGESCHäFTSFüHRER VORGELEGTE 

WAHLANALYSE 

Kraske: Der Bundesvorstand hat mich in seiner letzten Sitzung aufgefordert, eine 
schriftliche Wahlanalyse vorzulegen und sie Ihnen rechtzeitig vor dieser Vorstands- 

17 Hans Krüger (1902-1971), 1957-1965 MdB (CDU), 1958-1964 Präsident des Bundes der 
Vertriebenen, 1963/1964 Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädig- 
te. 
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sitzung zugänglich zu machen.18 Diese Wahlanalyse ist, wie Sie inzwischen gesehen 
haben, sehr umfangreich geworden. Ich weiß nicht, inwieweit ich voraussetzen kann, 
daß Sie die Zeit und die Gelegenheit gehabt haben, sie wirklich zu lesen. Ich glaube 
aber, daß die eigentliche Planung, die dieses schriftliche Verfahren vorsah, verfehlt 
wäre, wenn ich alles, was hier steht, vortrüge. Ich beschränke mich deshalb auf 
wesentliche Thesen, die mir als Ergebnis dieser Analyse und als Ausgangspunkt für 
die Diskussion und die künftige Arbeit wichtig erscheinen. 

Ich möchte zunächst eine Einschränkung machen. Sie betrifft den Zeitpunkt 
der Vorlage dieser Analyse. Es ist wahrscheinlich etwas schwer vorstellbar, wenn 
die Bundesgeschäftsstelle oder der Bundesgeschäftsführer viereinhalb Monate nach 
der Bundestagswahl noch immer keine endgültige Wahlanalyse vorlegen kann. Ich 
muß darauf hinweisen - ich habe es im schriftlichen Teil an mehreren Stellen 
gemacht -, daß es sich bei den Ergebnissen vorläufig nur um Hypothesen handeln 
kann, um einigermaßen gesicherte Hypothesen zwar, aber doch um Hypothesen, die 
möglicherweise in den nächsten Monaten noch Korrekturen erfahren mögen. 

Das gilt einmal für den statistischen Teil der Analyse. Es ist wirklich nicht 
möglich, lediglich auf der Basis der Bundestagswahlkreise die Stimmenbewegung 
in ihrem politischen, soziologischen und geographischen Hintergrund zuverlässig zu 
analysieren, weil sich auf der großen Ebene des Bundestagswahlkreises eine Fülle 
von Einflüssen summiert, die analytisch nicht voneinander zu trennen sind. Das ist 
nur möglich, wenn die Gemeindewahlergebnisse vorliegen und ausgewertet werden. 
Das ist aber bei 24.000 Gemeinden bisher noch nicht der Fall. 

Das zweite betrifft die Ergebnisse der Meinungsforschung sowohl während des 
Wahlkampfes als auch nach dem Wahlkampf. Sie sind zum Teil hier mitberücksichtigt, 
aber nicht vollständig, weil in den nächsten Monaten evtl. noch zusätzliche Bemer- 
kungen oder geringe Korrekturen gemacht werden müssen. Zu dem, was sich bis heute 
mit Sicherheit sagen läßt und was in dieser Wahlanalyse im einzelnen begründet ist, 
möchte ich thesenartig folgendes hervorheben: Bei einer Stimmenverschiebung der 
CDU/CSU und des früheren BHE/DP und der Gesamtdeutschen Partei von je minus 
5 % und einer Stimmenverschiebung der SPD und FDP von je plus 5 % könnte man 
zu dem Schluß kommen, daß insgesamt bei dieser Bundestagswahl 10 % der Wähler 
eine andere Partei als bei den früheren Bundestagswahlen gewählt hätten, daß also, 
wenn man die Neu Wähler ausklammert, jeder zehnte Wähler seine politische Meinung 
in der einen oder anderen Richtung geändert hätte. Man könnte außerdem zu dem 
Schluß kommen, daß die SPD und die FDP ausschließlich Stimmen gewonnen und 
die CDU/CSU ausschließlich Stimmen verloren hätten. Aber beides hält einer genauen 
Untersuchung nicht stand. 

Wir sind durch Kombination von statistischen Analysen und unter Berücksichti- 
gung der Meinungsforschung zu dem Ergebnis gekommen, daß nur etwas mehr als 

18 Vgl. Nr. 1 Anm. 5. Vgl. auch Karl SCHMITT: Konfession und Wahlverhalten in der Bundes- 
republik Deutschland. Berlin 1989. 
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die Hälfte aller Wahlberechtigten in dem Sinn als Stammwähler anzusprechen waren, 
daß sie dieselbe Partei wie im Jahre 1957 gewählt haben und daß weniger als zwei 
Drittel - genau sind es 63 % - der Wähler solche Stammwähler sind, die die gleiche 
Partei wie 1957 gewählt haben. 

Die Stimmen Verschiebung bei der Bundestagswahl 1961 geht also sehr viel tiefer. 
Sie geht viel mehr in die Breite, als sich lediglich aus der Spitze der Gewinn- und 
Verlustrechnung im Wahlkreis ablesen läßt. Darüber hinaus zeigt sich, daß nicht etwa 
die CDU/CSU nur Stimmen verloren hat und die SPD und die FDP nur Stimmen 
gewonnen haben, sondern daß unterhalb dieser Plus-Minus-5%-Rechnung zwischen 
den Parteien die SPD zu einem bemerkenswerten Teil Stimmen an die CDU, die 
FDP zu einem geringen Teil ehemalige Wähler an die SPD und umgekehrt die 
CDU entsprechend mehr als die 5 %, die im Wahlergebnis in der Gewinn- und 
Verlustrechnung deutlich werden, an die SPD und an die FDP abgegeben haben. Dabei 
ist es nach meiner Meinung nicht so sehr wichtig, nun im einzelnen genau festzulegen, 
worum sich diese Wahlanalyse bemüht, wohin welche Prozentzahlen gegangen sind. 
Diese Graphik soll nur einen ungefähren Anhaltspunkt dafür geben, wie sich diese 
Wählerfluktuation verhält. Was mir viel wichtiger zu sein scheint, ist die Bedeutung 
einer so breit angelegten Wählerfluktuation in der politischen Entwicklung in den 
nächsten Jahren überhaupt. 

Ich meine, wir müssen davon ausgehen, daß das politische System, soweit es 
sich in der Zuordnung von Einzelpersonen und von gesellschaftlichen Gruppen zu 
den politischen Parteien bis zum Jahre 1957 abzeichnet, sehr viel stabiler war, als 
seit etwa eineinhalb bis zwei Jahren. Man wird davon ausgehen müssen, daß ein 
Teil der Wählerschaft in den ersten Jahren einer neuen Parteibildung und eines sehr 
stürmischen Wiederaufbaues sich sozusagen nur vorläufig orientiert hat, daß aber mit 
dem langsamen Abklingen der unmittelbaren Einflüsse dieses Wiederaufbaues und 
seiner Erfolge diese Orientierung inzwischen in Frage gestellt worden ist. 

Es ist also einer relativ kurzfristigen parteipolitischen Orientierung in den Jahren 
1946 bis 1957 der Prozeß einer langfristigen, d. h. sozusagen einer normalen Orientie- 
rung gefolgt, der selbstverständlich nicht alle Gruppen umfaßt, der aber diese Grenze 
von 5 bis 15 % erfassen könnte, die für den Wahlausgang wichtig, ja unerläßlich 
sind. 

Die zweite wichtige Erfahrung, die sich aus den analytischen Untersuchungen 
ergibt, ist folgende: Es sind nach dem 17. September von vielen Seiten etwas voreilig 
Hypothesen darüber aufgestellt worden, wo die CDU ihre großen Verluste gehabt hätte 
und wo umgekehrt die SPD und die FDP ihre großen Einbrüche erzielt hätten. Es war 
die Rede von dem Erfolg der FDP bei den Frauen oder vom Erfolg der SPD und 
der FDP bei den Jungwählern oder vom Mißerfolg der CDU bei den evangelischen 
Wählern. 

Die bisher vorliegenden Untersuchungen - ich glaube, in diesem Punkt sind sie 
absolut zuverlässig und bedürfen nicht mehr einer endgültigen Korrektur - zeigen, 
daß es sich um einen allgemeinen Trend handelt, der durch alle Schichten und 
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Gruppen und Generationen, sowohl in sozialer wie auch in konfessioneller Hinsicht 
hindurchgeht und lediglich eine Schwankungsbreite von etwa minus 3 bis minus 
6,5 % hat, daß es sich aber nicht um spezifische Einbruchsstellen innerhalb der 
bisherigen Wählerschaft der CDU handelt. Was der Herr Bundeskanzler vorhin gesagt 
hat, daß nämlich die SPD in Bereiche vorgestoßen sei, in denen sie bisher kaum 
Wähler hatte, ist zweifellos richtig, das heißt aber nicht, daß die CDU ihrerseits 
nur aus diesen Bereichen Wähler abgegeben hat, sondern durch die gleichzeitigen 
Stimmengewinne der FDP verteilen sich die Stimmenverluste der CDU, wie ich 
meine, auf den gesamten Bereich. (Adenauer: Das habe ich nicht gesagt!) Ich wollte 
nur sagen, Herr Bundeskanzler, aus der Tatsache, daß die SPD in bestimmten Gruppen 
gewonnen hat, nun die Schlußfolgerung zu ziehen, die CDU habe gerade in diesen 
Gruppen besonders verloren, das scheint mir nicht richtig zu sein, sondern wir haben 
es mit einem allgemeinen Trend mit geringen prozentualen Unterschieden zu tun. 

Erfreulich war im Ergebnis der Analyse, daß sich die sehr schnell aufgestellte 
These der SPD und der FDP, sie hätten besondere Erfolge bei den Jungwählern gehabt, 
nicht bewahrheitet hat, sondern im Gegenteil. Wir haben zwar bei den Jungwählern 
nicht so gut abgeschnitten wie bei den älteren Jahrgängen - das ist bei der CDU 
immer so gewesen, daß sie am besten bei den älteren Jahrgängen abgeschnitten hat -, 
aber unsere Stimmenverluste in der Gruppe der Jungwähler zwischen 21 und 30 
Jahren waren geringer als in den übrigen Gruppen. Und die Stimmengewinne der SPD 
und der FDP waren in dieser Altersgruppe am weitaus geringsten von allen übrigen 
Wählern, so daß man sagen kann, daß - im Gegenteil zu den ersten Behauptungen 
des politischen Gegners - die CDU sich gerade bei der jungen Generation mehr 
behauptet hat als in den übrigen Altersgruppen. Die Schwierigkeit, die sich aus dieser 
Erkenntnis für die künftige Arbeit ergibt, ist die, daß wir vor einer ganz neuen Aufgabe 
stehen. Wir können nicht etwa sagen, wir haben in diesen soziologischen Gruppen 
oder in dieser Gegend etwas versäumt und müssen nun die Einbruchsstellen abriegeln, 
sondern wir müssen sozusagen den Kampf um die Wiederherstellung unserer alten 
Mehrheit an allen Fronten gleichzeitig aufnehmen. 

Nun eine wichtige Frage, die sich im Verlaufe einer solchen Untersuchung stellt 
und die mehr mit den Methoden der Meinungsforschung als mit denen der statistischen 
Analyse zu beantworten ist, ist die, wie sich der Prozeß der Meinungsbildung und 
der Wahlentscheidung entwickelt, wann hat bei den Wechsel-Wählern die Ablösung 
von ihrer früheren Parteientscheidung begonnen und unter welchen Einflüssen hat 
diese Wendung der Wähler von der einen zur anderen Partei stattgefunden. Die 
Meinungsforschung mehrerer Institute ist zu dem Ergebnis gekommen, daß der 
eigentlich entscheidende Einfluß nicht der 13. August und die Ereignisse danach 
gewesen sind, sondern daß die Neuorientierung dieser Wähler viel früher, nämlich 
beginnend im Sommer des Jahres 1959, liegt.19 Das weist sich unter anderem darin 

19 Adenauers Zu- und Absage seiner Kandidatur zur Bundespräsidentenwahl  1959. Dazu 
SCHWARZ: Adenauer 2 S. 502-526. 
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aus, daß wir seit dem Jahre 1960 bei den Meinungsumfragen im Durchschnitt sehr viel 
höhere Anteile von Meinungslosen gehabt haben als in früheren Jahren. Es ist eine 
alte Erfahrung, daß die Wähler, die sich von ihrer alten Partei trennen, nicht sofort 
überspringen zu einer anderen Partei, sondern daß sie die Durchgangsstation durch 
das Lager der Meinungslosen wählen. Das wird unter anderem belegt durch eine 
interessante Feststellung über die Kurve der CDU-Resonanz aus dem Jahre 1961, 
wobei der Höhepunkt nicht etwa am 12. August liegt und dann absinkt, sondern 
bereits im Mai/Juni und dann schon die Kurve absinkt. 

Das ist vielen von uns seinerzeit nicht ganz deutlich geworden, weil die CDU im 
Juni ihre Stimmen nicht an die SPD, sondern an die Meinungslosen abgegeben hatte, 
die damals zum erstenmal über die 30%-Grenze gingen. Es gibt Meinungsinstitute, die 
glauben, ihren Auftraggebern und Lesern diese Zahl der Meinungslosen vorbehalten 
zu können, die also nur die umgerechneten Zahlen liefern, so daß wir nach den 
umgerechneten Zahlen vor dem verfälschten Bild standen, daß bis zum August die 
CDU bei etwa 50 % gelegen habe, während in Wirklichkeit die CDU-Kurve bereits 
im Sinken begriffen war und die Kurve der Meinungslosen erheblich zugenommen 
hatte. 

Hier wird also manches von der langfristigen Unsicherheit und Labilität deutlich. 
Nun würde ich sagen - das ist seit dem 13. August eine vieldiskutierte Streitfrage -, 
daß ohne die Ereignisse des 13. August und die Art, wie die SPD und insbesondere 
Willy Brandt diese Ereignisse für sich ausgenutzt haben, ein größerer Teil der Mei- 
nungslosen nicht zur CDU zurückgekommen wäre, aber man wird nicht sagen können, 
daß die eigentliche Ursache am 13. August und an seiner nachfolgenden Entwicklung 
gelegen hat, sondern daß der 13. August lediglich bestimmte potentiell vorhandene 
Schwankungen in einzelnen Wählergruppen bestätigt und kanalisiert hat. 

Das gleiche gilt für eine weitere Frage, die in jeder Analyse von größter Bedeutung 
ist, nämlich der Einfluß des Wahlkampfes und der Werbung. Herr Dr. Heck und ich 
sind schon in den Wahlkämpfen der Jahre 1953 und 1957 der Meinung gewesen, 
daß eine gute Werbung unerläßlich ist, daß man aber ihren Einfluß auf die Wahlent- 
scheidung im allgemeinen überschätzt. Ich meine, daß das für diesen Wahlkampf noch 
mehr gilt; denn es hat sich gezeigt, einen wie großen Einfluß einerseits und einen wie 
relativ geringen Einfluß die Werbung andererseits hat, wobei ich mit Werbung nicht 
das gesamte Auftreten der Partei im Wahlkampf meine, sondern die Plakatierung, 
die Werbung im Fernsehen, im Rundfunk usw., während auf der anderen Seite 
jene politischen Äußerungen der Parteien und ihrer führenden Vertreter stehen, die 
wahrscheinlich das Klima entscheidender bestimmen als alle sogenannten anonymen 
Werbemaßnahmen. Daß diese Werbung - und das gilt für die vor uns liegenden 
Landtagswahlkämpfe - trotzdem unverzichtbar und in jedem Fall zwingend ist, das 
Beste daraus zu machen, ergibt sich schon daraus, daß sich die Parteien in der Werbung 
gegenseitig hochsteigern und wahrscheinlich eine verheerende Folge für eine Partei 
einträte, wenn sie plötzlich in der Werbung nachließe. 

Es ergibt sich weiter daraus, daß die Werbung wesentlich dazu beiträgt, das 
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Klima eines Wahlkampfes zu schaffen, aber auch den Hintergrund, auf dem sich die 
Auseinandersetzung politischer Entscheidungen aktivieren können. Ich bitte Sie, diese 
einschränkenden Bemerkungen nicht als eine Bagatellisierung von Wahlkämpfen für 
die Zukunft aufzufassen. Was mir wichtig erscheint, ist die Folgerung, die daraus zu 
ziehen ist. 

Damit komme ich zu einer Zusammenfassung des Schlußteils meiner Analyse. 
Diese Folgerung heißt, daß die ersten drei Jahre einer Legislaturperiode für die 
Meinungsbildung mindestens so wichtig, wenn nicht - wie ich sagen würde - 
wichtiger sind, als ihr letztes Jahr, das heißt also, daß man auf keinen Fall drei Jahre 
lang unbekümmert oder unbesorgt um die Entwicklung der öffentlichen Meinung 
sein darf, um dann erst im vierten Jahr den Wahlkampf zu beginnen. Ich würde 
sogar etwas pointiert zu der These kommen, wenn es in den ersten drei Jahren der 
Legislaturperiode gelingen sollte, die öffentliche Meinung in ihrer Mehrheit auf seine 
Seite zu bekommen, dann kann man im letzten Jahr viel zurückhaltender marschieren 
als dies sonst notwendig ist. Das bedeutet nun ganz sicher nicht, daß eine Partei wie 
die unsrige das tun könnte, was die SPD als permanenten Wahlkampf bezeichnet. Das 
scheidet für uns aus vielen Gründen aus. Ich meine aber, daß es heißt, daß sich die 
CDU von jetzt an im Bund und in den Ländern und in den Wahlkreisen - unabhängig 
von dem Termin der jeweiligen Landtagskämpfe - um ein viel engeres und dauerhaftes 
Verhältnis zur öffentlichen Meinung, zu den Verbänden, Gruppen und Organisationen, 
in denen sie im hohen Maße organisiert ist, bemühen muß. 

Ich möchte das an einem Beispiel klarmachen. Dann wird deutlich, was mit 
dem Thema „Öffentlichkeitsarbeit" gemeint ist. Wir haben im Oktober des Jahres 
1960 seitens des Bundesvorstandes und insbesondere des Herrn Bundeskanzlers 
begonnen, Kontaktgespräche zu verschiedenen Spitzenorganisationen aus dem Be- 
reich der Heimatvertriebenen, der Flüchtlinge und der berufsständischen Verbände 
aufzunehmen. Das war damals erfolgreich. Aber es wäre sicher falsch, wenn wir 
das als eine beginnende Maßnahme des Wahlkampfes betrachten wollten; denn 
das wäre eigentlich schon das schlichte Eingeständnis unserer Versäumnisse in der 
vergangenen Zeit. Ich meine sogar, daß eine solche Tätigkeit im Vorwahljahr kaum 
noch einen Sinn hat, weil sie zu sehr unter Wahlkampf-Gesichtspunkten gesehen wird. 
Das gilt nicht nur für die Bundespartei, sondern auch für die Landesparteien und 
insbesondere für die Kreisparteien. Das Bild der CDU in der öffentlichen Meinung 
ist in den Jahren 1958 bis 1960, wie viele Abgeordnete aus der Stimmung ihrer 
Wahlkreise bestätigt haben, so gewesen: Die CDU kümmert sich nicht um uns; sie 
ist für uns nur da, wenn es darum geht, unsere Stimmen für die nächste Wahl und 
die Erneuerung der Mandate zu mobilisieren. Und ich glaube, hier liegt über alle 
Programmänderungen, über alle taktischen Schwankungen hinaus, die große Gefahr 
der Tätigkeit der SPD, und zwar nicht erst jetzt, sondern praktisch schon seit dem 
Jahre 1959, weil sie bis zur Bundestagswahl schon gewisse Anfangserfolge gehabt 
hat, die sich zweifellos in der Bundesrepublik noch steigern werden, wenn wir nichts 
Entsprechendes entgegensetzen. 
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Man braucht es natürlich in dieser Hinsicht nicht zu übertreiben. Ich halte es z. B. 
für eine Übertreibung, wenn die SPD an jedes Brautpaar einen Glückwunsch der SPD 
schickt oder auch Namenstagsglückwünsche übermittelt. Aber es zeigt die Linie der 
SPD. 

Die Voraussetzung für eine solche Werbung innerhalb der CDU, abgesehen von 
allen politischen Fragen dieser Öffentlichkeitsarbeit und abgesehen von der Tätigkeit 
des Bundesvorstandes, ist natürlich eine wesentliche Verstärkung und Verbesserung 
unserer Organisation. Ich habe schon bei der Anfertigung dieser Wahlanalyse ein 
schlechtes Gefühl gehabt hineinzuschreiben, daß eine wesentliche Voraussetzung dafür 
Geld ist. Es ist bekanntlich für einen Geschäftsführer der bequemste Ausweg, einfach 
zu sagen, wir können nicht mehr tun, weil wir nicht mehr Geld haben. Ich bitte Sie 
aber trotzdem, über die Voraussetzungen einmal nachzudenken und die Sache sehr 
ernst zu nehmen. Dazu möchte ich nur ein paar Zahlen bekanntgeben, die nicht in 
dieser Wahlanalyse stehen. 

Die CDU ist ohne die CSU in 396 Kreisverbänden organisiert. In diesen 396 
Kreis verbänden verfügt sie über 198 hauptamtliche, 71 nebenamtliche und 16 ehren- 
amtliche Kreisgeschäftsführer, d.h. also, daß wir nur für etwa die Hälfte unserer 
Kreise hauptamtliche Kreisgeschäftsführer haben, wobei ich nicht wagen würde, von 
den hier aufgeführten 198 in jedem Fall zu sagen, daß das die Lösung non plus 
ultra ist. Das sind zum großen Teil Männer, die zwar ihr bestes hergeben, aber die 
es einfach nicht schaffen können, und wo man mangels Bezahlung keinen Besseren 
bekommt. 

Ich möchte eine zweite Zahl nennen, die das im Einzelfall noch deutlicher macht. 
Es gibt in Niedersachsen einen Bezirks verband mit dem Sitz in Cuxhaven, in dem im 
Grunde die Zentralisierung des Reservoirs von ehemaligen DP-Stimmen liegt. Dieser 
Bezirksverband umfaßt drei Bundestagswahlkreise. In diesem Bezirks verband hat die 
CDU einen hauptamtlichen Mitarbeiter - und das, soviel ich weiß, seit eineinhalb 
Jahren -, der nur durch Hilfe von außen her eine Sekretärin hat anstellen können, 
indem Herr von Hassel als benachbarter Landesvorsitzender monatlich DM 400- 
gezahlt hat! (Von Hassel: DM 600,-!) 

Das ist also die organisatorische Situation, und wir wissen, daß auf einer solchen 
Grundlage nur hie und da einmal eine Lücke ausgefüllt, aber keineswegs etwas Neues 
oder Zusätzliches aufgebaut werden kann. Ich meine deshalb, daß wir mit dem Ziel 
in die nächsten vier Jahre hineingehen müssen, wie es der Bundesschatzmeister auf 
der Bundesebene getan hat und in einzelnen Landesverbänden und Ländern jetzt 
geschehen ist. Wir sollten nicht nur die undichten Stellen ausflicken, sondern wir 
müssen unbedingt diese Organisation wirklich ergänzen und ausfüllen und sie für 
das instand setzen, was nach den Ergebnissen dieser Bundestagswahl und nach der 
Analyse an Aufgaben vor uns steht, die wir soweit und sobald wie möglich erfüllen 
müssen. (Lebhafter Beifall.) 

Adenauer: Ich habe die Drucksache ziemlich eingehend studiert, aber ich muß sa- 
gen, was Herr Kraske eben ausgeführt hat, war eine sehr wertvolle Ergänzung. Ich 
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wäre Ihnen dankbar, Herr Kraske, und wahrscheinlich die anderen Herren auch, wenn 
Sie das, was Sie jetzt ausgeführt haben, und das Material, das noch kommt, uns 
zuschicken würden. Ich meine, wir werden dann über die ganzen Fragen, die hierbei 
entstehen, noch einmal in diesem Kreise in aller Ruhe sprechen müssen. 

Kraske: Ich bin augenblicklich im Urlaub und habe zu diesem Zweck das ganze 
Material über die Meinungsforschung von ungefähr 1.500 Seiten mitgenommen, um 
es in Ruhe durchzusehen. Es wird sich daraus ohnehin eine Ergänzung ergeben, die 
im Laufe des Monats Februar oder März nachgeliefert wird. 

Adenauer: Wir würden es sehr begrüßen, wenn wir das bekämen, um dann noch 
einmal über die ganzen Fragen, die sich daraus ergeben, hier zu sprechen. 

Zimmer: Ich habe die Arbeit auch studiert. Sie ist äußerst wertvoll. Ich werde 
mir erlauben, gelegentlich in einem engeren Kreise darauf zurückzukommen. Einen 
Punkt möchte ich herausheben. Sie haben an zwei Stellen (Seite 25 und 47) von der 
Publizistik gesprochen. Ich selbst spreche lieber von den Journalisten; denn Publizistik 
und Presse werden getragen von den Journalisten, die als Korrespondenten usw. für 
die Presse tätig sind. 

Ich möchte fragen, ob unsere Partei eine erschöpfende Übersicht in personeller 
Hinsicht mit den erforderlichen Daten hat. Man liest häufig Artikel und möchte dann 
wissen, wer und was der Verfasser genau ist. Das würde Rückschlüsse geben über den 
Begriff der Freiheit der Presse, die in Wirklichkeit nur sein kann eine Freiheit des 
Journalisten. {Adenauer: Das ist sehr kitzelig!) Ich möchte bitten, daß der Engere 
Vorstand dieser Frage, und zwar ausgehend von diesem Tableau mit allen erfor- 
derlichen personellen Daten, seine besondere Aufmerksamkeit schenkt und gewisse 
Verhaltensweisen in Erwägung zieht. Mehr möchte ich dazu nicht sagen. 

Vor zehn Tagen wurde in Koblenz im Presseclub ein Vortrag über die Presse 
und die Notstandsgesetzgebung gehalten, woran besonders der neue Innenminister 
interessiert war. Bei dieser Gelegenheit hat Professor Frey im Sinne der Presse einen 
Vortrag gehalten20, und am Schluß wurde ein eindringlicher Appell gerichtet - Herr 
Minister von Merkatz ist anwesend - an das Verantwortungsbewußtsein der Presse, 
und zwar gewissermaßen als Vorbedingung für die Freiheit, die ihr gewährt werden 
müsse. Ich muß sagen, daß ich diese Worte eigentlich von einem Deutschen in dieser 
Form noch nicht gehört habe. Ich bitte Sie, diesen Vortrag zu beschaffen und ihn 
nutzbringend in allen Parteikreisen zu verwerten. Ich möchte vorschlagen, daß sich 
ein engerer Ausschuß mit diesem ganzen Problem einmal beschäftigt. 

Kraske: Wir sind dabei, die Grundlage für eine solche Kartei zu erstellen. Sie 
ist bisher bestenfalls für die bekannteren Journalisten der größeren Zeitungen fertig- 
gestellt, aber nicht für die Kreis- und Kopfblätter usw. Die Schwierigkeiten liegen 

20 Der Vortrag fand nicht in Koblenz, sondern in Bonn am 31. Januar 1962 vor dem Deut- 
schen Presserat statt. Prof. Siegfried Frey, Direktor der Schweizerischen Depeschenagentur, 
referierte über „Notstand und Presse" („Neue Zürcher Zeitung" vom 1. Februar 1962). Vgl. 
Heinz MURMANN: Mit „C" ist es feiner. Der Deutsche Presseclub Bonn von 1952 bis heute. 
Bonn 1997. 
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darin, daß wir diese nicht zentral erfassen können, sondern auf die Hilfe unserer 
Kreisgeschäftsführer angewiesen sind. Da wird die Sache höchst delikat. Wir müssen 
damit rechnen, daß ein Teil unserer Kreisgeschäftsführer nichts Besseres zu tun wüßte, 
als zu den Zeitungen zu gehen und zu sagen: Ich soll hier eine Aufstellung darüber 
machen, wie die einzelnen Herren politisch stehen. (Heiterkeit und Bewegung.) 

Adenauer: Also keinen Steckbrief! 
Zimmer: Im Sinne einer freien Journalistik! 
Kraske: Wir machen es sehr sorgfältig und hoffen, zu einem Überblick zu 

kommen. 
Schmücker: Ich komme aus einem Wahlkreis, der ein so gutes Ergebnis hat, 

daß fast die Geheimhaltung nicht gewahrt bleibt. Bei 81 % wird das so aufgefaßt. Aber 
dieser Wahlkreis bietet die Möglichkeit, einzelne Gebiete zu untersuchen. Sie kommen 
in einzelnen Gemeinden auf 95 %, während es auf der anderen Seite Siedlungen gibt, 
bei denen wir nur 30 % erreichen. Wir können sagen, das liegt an der oder an jener 
Ursache. Ich stelle fest, Herr Kraske, daß das im wesentlichen an der Siedlungspolitik 
liegt. Wo es uns gelungen ist, Einheimische oder Flüchtlinge neu anzusetzen und sie 
unter die Bevölkerung zu mischen, haben wir keine Schwierigkeit. Da stimmt das 
Ergebnis überein. Wo wir sie aber isoliert angesetzt haben, da ist es schiefgegangen. 
Das ist ein Punkt. 

Der zweite Punkt! Sie müssen untersuchen die Wanderungsbewegung zwischen 
den einzelnen Kreisen. Es wäre interessant, nach dieser Richtung eine Untersuchung 
durchzuführen. Ich glaube, daß wir dann zu wichtigen Ergebnissen und Schlußfolg- 
erungen kommen werden. 

Adenauer: Ich darf nochmals feststellen: Wir werden das ganze Thema noch 
einmal besprechen, wenn wir die Ergänzungen haben, die Sie, Herr Kraske, in 
Aussicht gestellt haben. - Herr Barzel! Darf ich fragen, wie weit Sie mit Ihrer Arbeit 
sind? 

Barzel: Es ist eine irrsinnige Fleißarbeit, die Sie mir in Auftrag gegeben haben. 
Ich habe die begründete Hoffnung, daß ich Ende März, wie vorgesehen, fertig sein 
werde. Ich habe vor, diese Arbeit schriftlich vorzulegen und dann mündlich zu 
ergänzen. Ich wäre dankbar, wenn wir vor Ostern eine Sitzung des Bundesvorstandes 
ansetzen könnten. 

Jetzt möchte ich Ihnen in einer Minute die ungefähre Gliederung bekanntgeben 
und gleichzeitig den Damen und Herren danken, die mir geholfen haben. Es wird 
zwei Hauptteile geben, eine Analyse und einen Überblick über die künftige Arbeit. 
Im ersten Hauptteil gibt es ein Kapitel über die parteipolitische Entwicklung von 1945 
bis jetzt und ein Kapitel über die Erfolge der CDU, wobei nicht so sehr ökonomische 
Daten, sondern der geistige Gehalt im Vordergrund steht. Es wird auch eine Kritik an 
der CDU geben. Das muß zusammengeschrieben werden. Ich erbitte deshalb freies 
Geleit, Herr Bundeskanzler, weil ich die Absicht habe, wirklich das aufzuschreiben, 
was uns wohlmeinend gesagt wird. 

Dann gibt es ein Kapitel über die gegenwärtige gesellschaftliche Lage. Das sind im 
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wesentlichen soziale und soziologische Daten. Dann gibt es ein schwieriges Kapitel, 
weil wir Meinungsverschiedenheiten haben über politisch relevante Fragen, wie über 
den differenzierten Kommunismus, der Einfluß der Religion auf die Politik und andere 
Themen. Dann gibt es einen zweiten Teil über künftige Aufgaben und die Profilierung 
der CDU und einige Sachfragen über gesellschaftliche Leitbilder oder „Darf das 
Gemeinwohl oder der Rechtsstaat Opfer verlangen?" usw. 

Ich wollte Ihnen das ganz schnell in einem Galopptempo heruntersagen (Zuruf: 
War auch kaum zu verstehen!) und wäre Ihnen dankbar, wenn der Vorstand vor 
Ostern noch eine Sitzung abhalten und wir uns darüber verständigen könnten, daß in 
diesem von mir so erstellten Werk in aller Offenheit Gedanken niedergelegt sind, 
ohne Rücksicht zu nehmen auf irgendwelche Tendenzen und Strömungen, obwohl 
eine Neigung in der CDU vorherrscht, das nur mündlich zu machen. 

Adenauer: Wie groß ist das Schriftstück? 
Barzel: Ich hoffe, daß es mit 100 Seiten getan sein wird. 
Adenauer: Es wurde gefragt, ob wir noch vor Ostern eine Vorstands Sitzung 

abhalten könnten. Man muß das Schriftstück aber vorher gelesen haben. Und um 
hundert Seiten gründlich zu lesen, braucht man etwas Zeit. Warten wir also einmal 
ab, wann wir es bekommen. Es ist eine sehr wichtige Arbeit. (Kraske: Da der Parteitag 
ja auf den Juni verschoben worden ist, können wir die Sitzung im Mai abhalten.) Ist 
Ihnen das recht? 

Barzel: Das ist mir recht! 
Krüger: Ich halte es für richtig, daß die Landesvorsitzenden in der nächsten 

Bundesvorstandssitzung aus ihren Bereichen eine Übersicht über die Wahlen und 
was damit zusammenhängt geben, wie sie die Sache dort beurteilen usw. Ich meine, 
daß diese Frage von entscheidender Bedeutung für die künftigen Wahlen ist, ins- 
besondere wie man die betreffenden Bevölkerungsteile anspricht. Wichtig ist auch 
die Rücksprache mit den Landsmannschaften. Ich darf daran erinnern, daß neulich 
eine Sitzung der SPD in Bremen mit der Landsmannschaft Schlesien stattgefunden 
hat.21 Ich meine, daß wir uns auch in dieser Richtung Gedanken machen müssen. 

Adenauer: Wir danken Ihnen für diese Anregung. 

BEHANDLUNG DER ZEITSCHRIFT „STERN" 

Johnen: Was gedenkt die Bundespartei zu tun wegen Herrn Bucerius?22 Wir 
bekommen täglich Briefe, in denen gefragt wird, tut die CDU eigentlich nichts? 

21 Gespräch von Vertretern der SPD mit der Landsmannschaft Schlesien am 3. Februar 1962 
in Berlin („Bonner Depesche" vom 15. Februar 1962 „Eine fruchtbare Begegnung"). 

22 Bezug auf Artikel im „Stern" vom 14. Januar 1962 „Brennt in der Hölle wirklich ein 
Feuer?", der kritisch die Einberufung des Zweiten Vatikanischen Konzils behandelte. 
Zahlreiche Protestschreiben gingen bei der Partei ein. Bucerius trat am 8. Februar 1962 
aus der CDU und der BT-Fraktion aus. - Akten in ACDP VIII-001-313/1. 
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Der politische Arbeitskreis katholischer Organisationen in Nordrhein-Westfalen - eine 
Einrichtung, auf die wir bei der Wahl enorm viel angewiesen sind - hat mich in einem 
Brief beauftragt, gegen den Verleger des „Stern" die notwendigen Schritte zu erwägen. 
Also, meine Damen und Herren, ich muß diese Briefe beantworten. Bisher konnte ich 
nur sagen, der Bundesvorstand hat noch nicht getagt. Aber jetzt tagt er, und ich 
muß nun diese Briefe endlich einmal wahrheitsgemäß beantworten. 

Adenauer: Jeder von uns bekommt solche Briefe oder ähnliche Briefe. Herr von 
Brentano hat als Vorsitzender der Bundestagsfraktion gestern abend eine Besprechung 
mit Herrn Bucerius gehabt. Es war ziemlich spät. Über das Ergebnis kann ich Ihnen 
nichts sagen. Ich habe Herrn von Brentano gesagt, nach meiner Meinung wäre der 
beste Rat, den man Herrn Bucerius geben könnte, sofort aus der Fraktion auszutreten. 
Diese ganze Sache wird allmählich sehr, sehr unangenehm. 

Süsterhenn: Können wir nicht diesen Rat, den Sie empfohlen haben, hier zum 
Beschluß des Bundesvorstandes erheben? 

Krone: Ich kenne die Diskussionen, die deswegen geführt worden sind. Ich habe 
mit einigen Kollegen aus der Fraktion darüber gesprochen. Ich bin mit anderen 
Kollegen der Ansicht, daß wir die Dinge behutsam anfassen müssen. Es kommt 
auf die Begründung an und darauf, daß wir nicht in Diskussionen kommen, die 
die Partei nichts angehen. Ich würde also raten, zunächst das Gespräch mit Herrn 
Bucerius abzuwarten. Das wird jetzt aufgenommen. Ich möchte also nicht irgendeinen 
Beschluß vor dem Gespräch vorwegnehmen. 

Adenauer: Es wird Sie vielleicht interessieren, daß sich Herr Mende in der 
schärfsten Weise gegen Herrn Bucerius ausspricht, in der denkbar schärfsten Weise! 
Seien Sie davon überzeugt, das wird dem Herrn Mende ganz sicher bei manchen 
Leuten gut vermerkt. 

Johnen: Ich würde aber sehr darum bitten, Herr Krone, eine Erklärung herauszu- 
geben, daß sich der Bundesvorstand mit dieser Frage beschäftigt hat. Ich würde nicht 
dieses Gespräch abwarten, damit die Öffentlichkeit sieht, daß endlich wenigstens 
etwas geschieht. 

Barzel: Ich würde sagen, wir haben formell beschlossen, der Fraktionsvorstand 
wartet ab. 

Adenauer: Wollen Sie bitte wiederholen, Herr Barzel, was warten wir ab? 
Barzel: Die Fraktion hat beschlossen, der Fraktionsvorstand möge sich mit der 

Frage befassen. Herr Bucerius war nicht anwesend, weil seine Frau erkrankt ist. Zur 
Vorbereitung einer Beschlußfassung war ein Gespräch zwischen Herrn von Brentano 
und Bucerius in Aussicht genommen. Dann sollte der Fraktionsvorstand die Frage 
erörtern. {Zurufe: Dauert viel zu lange!) Das ist der Stand dieser Angelegenheit in 
der Fraktion. 

Adenauer: Das ist mir, ehrlich gesagt, ein bißchen sehr zart. Damit wird sich die 
Öffentlichkeit nicht zufrieden geben. {Weber: Vor allen Dingen die Frauen nicht! - 
Zuruf: Sehr richtig!) Es handelt sich ja nicht lediglich um diese eine Nummer, 
sondern um den ganzen „Stern". {Wuermeling: Sehr richtig!) Es handelt sich darum, 
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daß der Verleger des „Stern" Mitglied unserer Partei und unserer Bundestagsfraktion 
ist, und daß eine ganze Reihe von Leuten sich dagegen wehren, ob Katholiken oder 
Evangelische. (Zurufe: Sehr richtig! - Etzel: Wir haben im Februar noch eine Sitzung!) 
Nein, Herr Etzel, ich muß sagen, was Herr Barzel gesagt hat, ist mir zu sanft. {Zurufe: 
Sehr richtig!) Das ist ein zu sanfter Ton! (Barzel: Ich habe nur vorgetragen, wie die 
Lage in der Fraktion ist.) Sie müssen auseinanderhalten: Mitglied der Fraktion und 
Mitglied der Partei! (Zurufe: Sehr richtig!) Im übrigen habe ich Herrn von Hassel als 
dem Nachbar von Hamburg gebeten, sich für die ganzen Verhältnisse im Hambur- 
ger Landesverband zu interessieren. (Fricke: Herzlichen Glückwunsch! - Bewegung 
und Unruhe.) Ich würde vorschlagen, die Frage „Landesverband Hamburg" auf die 
Tagesordnung der nächsten Bundesvorstands Sitzung zu setzen. (Mehrere Zurufe: Sehr 
richtig!) Ich bekomme darüber viele Beschwerden, namentlich von Arbeitnehmern, 
und die müssen einmal besprochen werden.23 

Witten24: Zum Fall „Bucerius" bin ich persönlich in einer mißlichen Situation, 
weil meine Beurteilung der Dinge mit Ihren vermutlich nicht übereinstimmt. Ich 
wäre Ihnen aber dankbar, wenn Sie keinen Beschluß faßten, bevor das Gespräch zu 
Ende geführt ist. Gegen Herrn Bucerius als Verleger kann man sehr viel sagen, aber 
eindeutig ist, daß Herr Bucerius die beanstandeten Artikel vorher nicht gekannt und 
er auch keinen direkten Einfluß auf Herrn Nannen25 hatte. Diese ganze Geschichte ist 
etwas schwierig. 

Wir haben uns als Hamburger Landesverband gleich nach dem Erscheinen des 
Artikels davon distanziert und unsere Meinung in aller Öffentlichkeit an die Presse 
gegeben. Aber nicht eine einzige Zeitung hat das aufgenommen! (Bewegung.) Die 
Verhältnisse im Norden sind eben anders als im Süden. 

Zu der letzten Äußerung des Herrn Bundeskanzlers über die Situation in Hamburg 
möchte ich in aller Offenheit eines sagen, Herr Bundeskanzler. Sie werden hier 
offenbar sehr einseitig orientiert über die Situation im Landesverband Hamburg. Ich 

23 In Hamburg existierten seit 1959 zwei konkurrierende Sozialausschüsse: die „Hamburger 
Sozialausschüsse der Christlich-Demokratischen Arbeitnehmerschaft" mit dem Vorsitzenden 
Gerhard Orgaß und der „Landessozialausschuß der Christlich-Demokratischen Arbeitneh- 
merschaft" mit dem Vorsitzenden Roland Seffrin. Der Konflikt wurde am 16. April 1962 
durch die Wahl eines Vorstands der vereinigten „Hamburger Sozialausschüsse der Christ- 
lich-Demokratischen Arbeitnehmerschaft" unter dem Vorsitz Walter Frommholds beige- 
legt. - Vgl. Detlev PREUSSE: Gruppenbildung und innerparteiliche Demokratie. Am Beispiel 
der Hamburger CDU (Studien zum politischen System der Bundesrepublik Deutschland 
Bd. 26). Königstein 1981 S. 185-189; Helmut STUBBE-DA Luz: Von der „Arbeitsgemein- 
schaft" zur Großstadtpartei - 40 Jahre Christlich-Demokratische Union in Hamburg (1945- 
1985). Hamburg 1985 S. 142-144. 

24 Dr. Wilhelm Witten (1920-1993), Arzt; 1953-1978 MdHB, 1958-1968 stv. Landesvorsit- 
zender der CDU Hamburg, 1962-1970 Vorsitzender der CDU-Fraktion. 

25 Henri Nannen (1913-1996), Publizist; 1946-1947 Herausgeber der „Hannoverschen Neue- 
sten Nachrichten", 1947-1949 der „Abendpost", 1948 Gründer des „Stern" (1948-1980 
Chefredakteur, 1980-1983 Herausgeber). 
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muß sagen, daß es eine Gruppe gibt, die den Herrn Bundeskanzler mit Schreiben, 
Telegrammen und längeren Unterrichtungen laufend versieht. 

Ich muß weiter sagen, daß diese Gruppe es abgelehnt hat, dem Vorstand des 
Landesverbandes Hamburg zur Kenntnis zu geben, was in diesen Schreiben steht, so 
daß der Herr Bundeskanzler dem Landesvorsitzenden nicht einen Einblick gegeben 
hat in diese Beschwerden, die bei ihm über den Landesverband Hamburg einlaufen. 
Wenn man sich mit der Situation eines Landesverbandes beschäftigt, dann muß [man] 
auch fairerweise alle Seiten hören und darf sich nicht nur von einer Seite unterrichten 
lassen. 

Besonders unerfreulich ist, daß man es ablehnt, dem amtierenden Landesvorsit- 
zenden26 überhaupt Kenntnis von den Beanstandungen gegen ihn zu geben. So geht 
es wirklich nicht! 

Bevor Sie sich im Bundesvorstand mit der Frage beschäftigen, müßten zunächst 
einmal der Herr Bundeskanzler und seine Mitarbeiter sich von allen Seiten orientieren 
lassen, und zwar neutral orientieren lassen über das, was eigentlich los ist, und 
sich nicht verlassen auf eine einseitige Orientierung. {Bewegung und Unruhe. - 
Johnen: Was tut denn der Landesverband Hamburg gegen sein Mitglied Bucerius?) 
Herr Bucerius hat ein mehrstündiges Gespräch gehabt, an dessen Ende er sagte, er 
wolle sich distanzieren, sollte das Gespräch mit Herrn von Brentano stattfinden. Herr 
von Brentano hat mir eben draußen gesagt, das sei ein sehr gutes Gespräch gewesen, 
und er sei damit zufrieden. Ich kenne aber den Inhalt dieses Gesprächs nicht. 

Johnen: Ich kann meine Wähler nicht damit zufriedenstellen, daß ich sage, es 
werden jetzt monatelange Gespräche geführt. Das ist doch unmöglich. (Altmeier: Sehr 
richtig!) 

Adenauer: Was ich eben gesagt habe, bezieht sich nicht auf Herrn Bucerius und 
seinen „Stern", sondern darauf, daß unsere Partei in Hamburg schon seit Jahren immer 
mehr an Boden verloren hat. Wenn ich daran denke, daß wir Hamburg für unsere 
Partei erobert haben, aber wie es jetzt dort aussieht, dann wird bei Gott kein Mensch 
behaupten wollen, die Partei dort sei in Ordnung. 

Ich will noch hinzufügen, daß sehr respektable Leute aus Hamburg - nicht 
CDU-Leute - schon vor Jahr und Tag ihr größtes Bedauern über die CDU in 
Hamburg ausgesprochen haben. (Wüten: Richtet sich das gegen Personen?) Natürlich, 
schließlich besteht doch eine Partei aus Personen; das ist doch kein überirdisches 
Wesen. Wir sollten also untersuchen, wie die Partei in Hamburg bei jeder Wahl weiter 
heruntergegangen ist. Das wäre interessant. Ich kenne keine Landespartei, die so 
bergab gegangen ist, wie die Landespartei in Hamburg. (Witten: Das stimmt in dieser 
Aussageform nicht, Herr Bundeskanzler!) Wenn ich z. B. daran denke, daß wir dort 
die Mehrheit gehabt haben (Witten: Wir haben nie die Mehrheit in Hamburg gehabt!) 
mit der FDP zusammen; der Bürgerblock hatte doch die Mehrheit! (Witten: Wir haben 
einmal die Mehrheit gehabt mit zwei Stimmen, aber das war eine schwierige Situation. 

26 Erik Bernhard Blumenfeld. Vgl. Nr. 1 Anm. 45. 
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Deswegen kann man nicht den Landesverband verdammen!) Ich habe eben gesagt, 
daß ich den Herrn von Hassel gebeten habe, er möchte als Nachbar von Hamburg 
sich einmal für die ganzen Verhältnisse in der Landespartei Hamburg interessieren 
und sehen, was da los ist, damit wir dann darüber sprechen können. Das war doch 
sehr honorig! 

Von Hassel: Ich habe das Material bekommen vom Herrn Bundeskanzler und 
habe es genau durchgesehen. Ich habe in der Zwischenzeit eine Besprechung mit 
Hamburg vereinbart. Ich weiß nicht genau, wann sie ist, aber sie ist auf einen 
Sonnabend festgelegt. Ich bin in einer schwierigen Situation, weil der Hauptstreit, um 
den es geht zwischen den beiden Sozialausschüssen, z.Z. vor dem Bundesehrengericht 
liegt und das Bundesparteiehrengericht mehrfach die Anberaumung eines Termins für 
diese Angelegenheit abgesetzt hat. Es ist vorgesehen, daß morgen zwischen mir und 
Herrn Daniels27 ein Gespräch geführt wird. Ich weiß nicht, wie es ausgehen wird. 
Ich glaube nicht, daß es richtig wäre, den Vorgang Hamburg im Bundesvorstand zu 
behandeln. Das kann man nur sehr behutsam zwischen dem Bundesvorsitzenden und 
der Hamburger Partei machen. 

Adenauer: Ich werde von Ihnen etwas darüber hören. {Von Hassel: Über Herrn 
Bucerius?) Nein, das ist eine Frage für sich, und die muß weitergehen. 

Altmeier: Herr Johnen hat mit Recht auf die vielen Proteste hingewiesen, die er 
erhält. Wir bekommen sie auch. Ich bin der Meinung, der Bundesvorstand muß sich 
heute von diesen „Stern"-Methoden im allgemeinen und von dem besonderen Artikel, 
der hier zur Debatte steht, in aller Form absetzen. (Mehrere Zurufe: Sehr richtig!) 
Wenn die Herren in Hamburg das schon vor 14 Tagen getan haben, warum sollen 
wir es nicht tun? (Zurufe: Sehr richtig!) Davon müssen wir uns also, unbeschadet der 
anderen Dinge, die noch zur Debatte stehen, in aller Form absetzen, sonst weiß ich 
nicht, was wir unseren Leuten sagen sollen. (Zurufe: Sehr richtig!) 

Dufhues: Halten Sie es für richtig, folgende Formulierung zu nehmen: Der 
Bundesvorstand der Christlich-Demokratischen Union hat sich in seiner Sitzung vom 
7. Februar 1962 mit der Frage befaßt, ob das Verhalten des Herrn Dr. Bucerius mit 
seiner Zugehörigkeit zur CDU und zur CDU-Fraktion des Bundestages zu vereinbaren 
ist. Er hat den Landesverband der CDU Hamburg und die CDU-Fraktion des Bundes- 
tages gebeten, auf eine baldige Klärung der Angelegenheit hinzuwirken. (Altmeier: Es 
muß noch ein Satz hinzugefügt werden! - Von Hassel: Ich würde sagen, des Herrn 
Dr. Bucerius als Verleger des „Stern"!) 

Gradl: Ich würde es nicht für glücklich halten, eine solche Veröffentlichung 
auf das Verhalten des Herrn Bucerius abzustellen. Der Bundesvorstand sollte zum 
Ausdruck bringen, daß er die Veröffentlichung selbst mißbilligt, und sein Bedauern 
ausdrücken, daß eine solche Veröffentlichung in einer Zeitschrift geschehen ist, an der 
maßgeblich ein Parteifreund beteiligt ist. Das entspricht der Sachlage im Augenblick. 

27 Dr. Wilhelm Daniels, von 1960 bis 1964 Vorsitzender des Bundesparteigerichts der CDU 
(vgl. Nr. 2 Anm. 48). 
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Damit ist über die Person Bucerius und über die Person des Parteifreundes Bucerius 
noch nichts gesagt. (Zurufe: Doch!) Ich würde es nicht für richtig halten. Wir haben 
einen bestimmten Instanzenzug für die Handhabung solcher Dinge in der Partei 
bis hinaus zum Parteiehrengericht. Und das sollte man nicht so einfach dadurch 
beiseite schieben, daß man ihn als Person in dieser Richtung zum Gegenstand eines 
Urteilsspruches macht. 

Wenn Sie es aber so machen, ist einmal zum Ausdruck gekommen, daß wir 
von dieser Veröffentlichung abrücken und sie mißbilligen, und zweitens, daß wir 
es bedauern, daß es in einer Publikation geschehen ist, die von einem angesehenen 
Mitglied unserer Partei mitverantwortet wird. (Krone: Sie können doch nicht „das 
Gesamtverhalten eines Mannes" sagen!) 

Lücke: Ich bitte Sie zu bedenken, daß wir dabei sind, die „Stern"-Auflage auf 
zwei Millionen hinaufzutreiben. Ich empfehle dringend, so zu verfahren, wie es Herr 
Krone vorgeschlagen hat. Wir können sagen, daß wir uns mit der Frage befaßt haben 
und die Klärung abwarten, aber nicht, daß wir Herrn Bucerius oder den „Stern" 
verurteilen. Denn dann haben wir eine Welle gegen uns. Sie wissen, daß keine 
Zeitung eine Richtigstellung bringt! (Adenauer: Keine Hamburger Zeitung!) Keine 
Bundeszeitung! 

Adenauer: Haben die es denn bekommen? 
Lücke: Ja! Wir sollten uns hier auseinandersetzen mit dem Parteifreund Bucerius, 

aber nicht mit dem „Stern". 
Adenauer: Ich kann das nicht als richtig anerkennen, was Herr Lücke sagt. Wenn 

wir nicht den Mut haben, gegen den „Stern" etwas zu sagen, dann lassen wir als 
christliche Demokraten einpacken! (Mehrere Zurufe: Sehr richtig!) 

Wüten: Ich muß sehr darum bitten: einen Beschluß gern, aber verquicken Sie 
Herrn Bucerius nicht damit. Herr Bucerius hat nachweislich durch schriftliche Ver- 
einbarungen Einfluß auf den Inhalt des „Stern". Sie können entweder den „Stern" 
verdammen (Wuermeling: Er hat ihn verteidigt!) oder verdammen, daß Herr Buce- 
rius an diesem Artikel Geld verdient. Es läßt sich aber sachlich nicht miteinander 
verquicken. 

Ich möchte also dringend das unterstützen, was Herr Lücke gesagt hat. Herr 
Blumenfeld hatte Herrn Nannen, den verantwortlichen Mann für den Inhalt des 
„Stern", um ein Gespräch gebeten. Dieses Gespräch hat stattgefunden, aber Herr 
Nannen hat demonstrativ Herrn Blumenfeld eine ganze Stunde lang warten lassen, 
um die Größenordnung deutlich zu machen, wie er sie zu sehen glaubt. Man hat 
eine Vereinbarung über einen bestimmten Inhalt getroffen. Herr Nannen hat dann 
selber eine Gegenerklärung herausgegeben, die zum Teil abgedruckt ist, aber nicht 
unsere Erklärung, sondern nur die Gegenerklärung von Nannen, und zwar in den 
SPD-Blättern. 

In unserer Erklärung stand: Der CDU-Landesverband erwartet, daß der „Stern" 
einem bedeutenden evangelischen und einem bedeutenden katholischen Theologen 
Gelegenheit gibt, zu diesem Artikel im „Stern" Stellung zu nehmen. - Die Antwort 
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von Herrn Nannen: Die CDU kann vom „Stern" überhaupt nichts erwarten! - Bitte 
bedenken Sie, daß Sie Herrn Bucerius z.Z. noch als eine gewisse Bremse gegen Herrn 
Nannen haben. Und wenn die wegfällt ... 

Adenauer: Herr Witten! Sie widersprechen sich doch! Eben sagten Sie, er habe 
keinerlei Einfluß! 

Witten: Ich möchte sagen, Herr Bundeskanzler, nicht umsonst ist die Fraktion so 
vorsichtig! 

Krone: Lassen Sie mich das Wort „vorsichtig'4 interpretieren! Ich weiß, was Herr 
Mende dem Herrn Bundeskanzler geschrieben hat im Falle des „Stern". Das sei ein 
Blatt der Pornographie. Das ist ihm verboten worden zu sagen.28 

Adenauer: Er hat gesagt „nur Pornographie", und wegen des Wortes „nur" ist es 
schon verboten worden. 

Krone: Es ist ihm verboten worden, „nur Pornographie" zu sagen. Es standen aber 
noch eine Reihe von anderen Artikeln drin. Eine solche Verurteilung eines Blattes 
wegen des „Höllenfeuers" ist von einem Gericht noch nicht ausgesprochen worden. 
Ich distanziere mich völlig vom „Stern", es geht mir nur um die richtige Formulierung. 
Um nichts anderes geht es hier. Ich weiß von Gesprächen mit Fraktionskollegen, 
die theologische Erörterungen zwischen Katholiken und Evangelischen angeschnitten 
haben. Ich möchte aber nichts kaputtgemacht haben und bin dafür, daß wir sie uns 
zu eigen machen. Wir sollten abwarten, was die Fraktion zu sagen hat. (Widerspruch 
und Unruhe.) 

Adenauer: Lesen Sie Ihre Formulierung jetzt bitte noch einmal vor, Herr Dufhu- 
es! 

Dufhues: Der Bundesvorstand der Christlich-Demokratischen Union hat sich in 
seiner Sitzung vom 7. Februar 1962 mit der Frage befaßt, ob das Verhalten des 
Herrn Dr. Bucerius als Verleger des „Stern" mit seiner Zugehörigkeit zur CDU und 
zur CDU-Fraktion des Bundestages zu vereinbaren ist. Er hat den Landesverband 
Hamburg der CDU und die CDU-Fraktion des Bundestages gebeten, auf eine baldige 
Klärung der Angelegenheit hinzuwirken. 

Adenauer: Ich würde vorschlagen „dieser Frage" statt „Angelegenheit". (Zustim- 
mung.) 

Dufhues: ... auf eine baldige Klärung in dieser Frage hinzuwirken. 
Adenauer: Damit sind Sie einverstanden! (Süsterhenn: Wäre es nicht möglich, 

einen mißbilligenden Satz über diese Publikation hinzuzufügen. - Unruhe und Be- 
wegung.) Meine Damen und Herren! Es ist schade, daß wir diese Sitzung mit einer 
solchen Sache abschließen müssen; aber es muß ja sein. (Zurufe: Sehr richtig!) Dann 
schließe ich die Sitzung. 

28 Vgl. MENDE: Wende S. 14-15. 
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